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(IM Wird der Bezug der Kurzarbeiteranterttüznng darch

AVAVG. insgesamt 6 Wochen unterbrochen, in denen in

regelmäßigem Wechsel in der einen Woche 1 Ar¬

beiten*, in der folgenden 2 Arbeitstage auefallen,

to bilden die Wochen mit je einem Autfalltage

nidit etwa deshalb ..3 zusammenhängende Kalender¬

wochen" im Sinne det Art. 5 Abt. 2 der Verordnung

Iber kur/arbeiierunterstutzung rom 27. Auguet 1931,

weil die Kalenderwochen mit 2 Ausfalltagen aufler

Betracht bleiben
# E. det RVA. III (Spr -Sen.) vom 24. März 1933

— illa Ar. 313 32 - AV 1933 S. IV 217 Nr. 4617.

§§1951,
?14 RVO.

(§§17.19.
117.121

mm

Der Antprudi auf dat Wochengeld fttr die Zeit ror

der Entbindung itt nicht euf ceiten beschränkt

denen die Schwangere alt Kasaenmitglied
Krankheit versichert itt. Beim Vorliegen der sonsti¬

gen Voraussetzungen det Anspruchs itt die Kk zur

Zahlung det Wochengeides vielmehr auch im i
.

det I 214 der RVO. verpflichtet, tolange die dort ror

retebene dreiwöchige Frist läuft.
* E. det RVA. II (I. Rev.-Sen.) vom 12. April 1933. -

IIa K. 21/32. — EuM. Bd. 34 S. 253 Nr. 103.

m mn.

(§1M
AV6)

Beiträge sur Arbeitslosenversicherung, die von

einem Angestellten mit einem Jahresarbeitsv« r-

dicust von mehr alt 3600 RM. während einer acht¬

monatigen, mit Arbeittunfähigkeit verbundenen

Krankheitszeit entrichtet worden tind. in der das

Dienstverhältnis nicht gelost, aber kein Gehalt ge¬

zahlt wurde, tind gemäfl 1 165a AVAVG. zu er-

ttatten.
• E. det RVA. III (BesAl.-Sen ) vom 25. Januar 1933

— III Ar. 27/32 B 5 -.

1. Wird während der Dauer det Dienstverhältnittet

1 rlaub durch Gewährung von Freizeit ohne Fort¬

zahlung det Lohnes gewährt, to tind die Urlaubs-

tage keine ..Ausfalltage", und zwar auch dann nicht.

wenn an dieten Tagen ohne Gewährung det lr

laubt im Betriebe auch nicht gearbeitet worden

• E. det RVA. III (Spr.-Sen.) vom 17. Februar 1933

— lila Ar. 281/32 — AN. 1933 S.IV 214 Nr. 4613.

2. Fallt in die Arbeittwoche ein gesetzlicher Feier¬

tag, to bleibt bei der Berechnung det Arbeitsent-

its, dat für die Bestimmung der Lohnklasse maß¬

gebend itt (Art. 2 Abt, 1 Satz, der VO. vom

August 19il), in der betreffenden Unterstützungs¬

woche dat Arbeitsentgelt für diesen Tag außer An¬

satz, sofern dieser Tag nicht als ,,Ausfalltag" /u

gelten hat.
• E der RVA. III (Spr.-Sen.) vom 17. März 1933

— Illa Ar. 30332 — AN. 1933 S.IV 216 Nr. 4615.

4.1st'1trtrf Krankengeld aut der Sozialversicherung im Sinne

der Notverordnung vom 8. Dezember 1931 (V. Kup.

IV Abschn. 1 t 10) ist auch das Krankengeld, das

eine OKk. an das bei ihr nach I 313 KVO. frei¬

willig weiterversicherte Mitglied zu gewähren hat.

• E. des RVA 111 tl. Rev.-Sen.) vom 1. März 1933

— lila AV. 735/32 — AN. 1933 S. IV 199 Nr. 4594.

§ 202 RVO. Der Ablauf der Krankenhilfe im Sinne det t

(§ 81 RVO. wird durch den Zeitpunkt der Aussteuere

AVAVG) bestimmt.
'" • E. det RVA. II (I. Rev.-Sen.) vom 12. April 1933.

IIa K, 194/31». — AN. 1933 S. IV 229 Nr. 4624

§216
Akt. 3 WO.

Vtfsrfciat

a\e liri-

srWkh

Kttestlttia?

t .27.1.11)1

Art. 1 Aks. 1

(§1)0
mvG.)

§§235.258
405. 917

RVO.

I.1M931

(ii«.nr.Ab-
stein i)

§ )i) uro.

Bei ununterbrochener Arbeitsunfähigkeit ist nur e

einmalige Meldung nach §216 Abs.3 RVO. erfordert

• £. des RVA. II (I. Rev.-Sen.) vom 12. April 1933.

IIa K. 202/32*. — A_iN. 1933 S. IV 230 Nr. 4625.

Für den Begriff der Gärtnerei ist es ohne Bedeu¬

tung, ob der Betrieb als solcher landwirtschaftl

oder gewerblicher Natur ist. Alle in einer Gärt!

Beschäftigten gehören demnach zur OKk.. et

denn, daß die Gärtnerei zu einem landw. Bet-

gehört, der im übrigen nicht gärtnerischer Art

(Gutsgärtnerei).
• E. des RVA. (II. Beschl.-Sen.) vom 26. April 19

— II K. 96/32 B. S. — AN. 1933 S. IV 333 Nr. M

§§2S0, Liegen die Sitze von Kk.en. zwischen denen c

1S4Q, 1713 Streit nach 1 258 der RVO. besteht, in den Bezirk»

Abi 2 WO vou OVA.ern, die verschiedenen Ländern angehör«

so bestimmt dat RVA. das zuständige OVA.

• E des RVA. II vom 15. Mai 1933. — II K 12091/B I

— EuM. Bd. 34 S. 262 Nr. 107.

§§313 Die Witwe, die die Mitgliedschaft ihret verttorben

Ah.4,19Sa. Ehemannes bei der Kk. gemäß I 313 Abt. 4 der RV

2öi.* RVO fortsetzt, hat im Falle ihrer Niederkunft nur dann

\nspruch auf die Wochenhilfe nach 5 195a der R\<

wenn sie die dort vorgesehene Wartezeit seLbst i

füllt hat. Sonst sieht ihr nur die Familienwoche

hilfe nach I 203a Abt. 5 der RVO. zu, wenn

Vorauttetzungen dieser Vorsdirift erfüllt sind

• E. des RVA. II (L Rev.-Sen.) vom 22. Februar 1933

— IIa K. 158/32>. — AN. 1933 S. IV 227 Nr. 40.

§| 1$, 4$ Zur Frage det Begrifft der „wirtschaftlichen Vereini-

IW (110 gungen von Arbeitnehmern".

kimUrlm)
• ErlaB des RAMin vom 18. April 1933. — Illa.

111.)

§§363.
3W.377.

20 WO.

— RABl. 1933 S. I

§924
Abs 1.17.11
WO. (§31
Abs.l WAO)

Zum Begriff der .,Vertrauenswürdigkeit für die Ge-

•K-häftsfünrung".
• K des RVA. 1 Beschl.-Sen. II vom 26. Aprü 1933. —

U K. K2.32 B. S. — EuM. Bd. 34 S. 246 Nr. 100.

Hin.in.
iu ni.

(91M KL)

I 127 RVO. rilt auch für solche Fristen, die durch

ein äußeres Ereignis in Lauf genetzt werden.

• E des RVA. 11 (1 Rev.-Sen.) vom 12. April 1933. —

IIa K. 196/32. — AN. 1933 S. IV 225 Nr. 4621.

§§585.150
180 WO.

(§1 V.l.

I. 8. 1932

§§398.394
395,400

WO.

1.130

«usus.
§37 Abs. 3

lo.lb.Vtrf.

it ttnA)

Der Ersatzanspruch einer durch Entsdi. des VA. zur

Leistung von Ve rsorgungskrankengeld verurteilten

Kk. nadi I 15 des RVG. wird durch eine nach Zah¬

lung des Krankengeldes im Rechtszuge erfolgte Auf¬

hebung der Entsch. an sich nidit berührt. Der Reichs¬

fiskus ist jedoch zur Ersatzleistung nur gegen Ab¬

tretung det der Kk. dem Beschädigten gegenüber
zustehenden Anspruchs auf Rückzahlung des ?i raor«

rungskrankeageldes verpflichtet.
• E. det RVA. 11 (I. Rev -Sen.)

Ha K£. 243/32. — EuM. Bd 34

vom 17. Mai 1933. —

S. 251 Nr. 102.

§S37
Abi. 1 Rr.

WO.

Der Kraftwagen einer Kaste darf den Vorstanden*

rliedern und Angestellten auch dann nicht für Privat

fahrten überlassen werden, wenn jene für die 1

nutzung eine die Selbstkosten der Kaste decken

Entschädigung zahlen.
• E. des RVA. II vom 13. Iuni 1933. — II K. 111/32

B. 5. — EuM. Bd. 34 S. 266 Nr. 109.

Für die Berechnung der Beiträge zur KV. sind die

Bezüge zugrunde zu legen, die um den gemäfi I i

der Preußischen V. zur Sicherung des Haushalts vom

8. Juni 1932 einbehaltenen Betrag verringert sind

• E. dea RVA. II (BesdiL-Sen.) vom 15. Februar 1«

— II K 229/32 B. 5. — AN. 1933 S. IV 231 Nr. 46.

Die versicherungspflichtigen Arbeitnehmer eines A

beitgebers, gegen den eine Anordnung gemaU J
'

Abs. 1 Satz 1 der RVO. getroffen worden ist. »

nicht verpflichtet, an den Zahltagen ihre Beitrag*

an die Kk. einzuzahlen, wenn sie für die l

sprechende Beitragszeit noch keine Vergütung (Ge¬

halt, Lohn* erhalten haben.
• E. des RVA. 11 (Beschl.-Sen.) vom 15. Februar \

— U K. 102 32 B. 5. - AN. 1933 S. IV 231 Nr. 4

Zur Frage der Versicherungspflicht eines Architekten

büros.
• E. der Schiedsstelle beim Verband der Dtsch V

Genossensdi. vom 14. Februar 1933. — Nr. 3« i.

BG. 1933 Sp. 292 Nr. 96.
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Ansprüche der Versicherungsträger und

Verwaltungszwangsverfahren

e Beitreibung der verschiedenen Ansprüche
der VTr. iührt in der Praxis häufig nicht nur zu

technischen Schwierigkeiten, sondern auch zu

rechtlichen. Insbesondere entsteht im einzelnen

Falle immer wieder die Frage, ob die Beitrei¬

bung eines bestimmten Anspruches im Verwal-

fungszwangsverfahren (VerwZVf.) zulässig ist

oder nicht. Diese Frage soll in der nach¬

stehenden Zusammenstellung beantwortet wer¬

den. Grundsätzlich sind dabei zu unterscheiden:

Beitragsrückstände der VTr. und verwandte

Ansprüche, Strafen, Gebühren und Kosten, so¬

wie endlich Ansprüche der Post oder der Ver¬

sicherungsbehörden gegen die VTr.

F. Krankenversicherung.

i) Beitragsrückstände der Kran¬

ken \f a ssen

werden nach § 28 Abs. 1 RVO. wie Gemeinde¬

abgaben, d. h. im VerwZVf. beigetrieben.
Diese Vorschrift gilt allgemein für die reichs¬

gesetzlichen Kken., nicht aber für die Ersatz¬

kassen, jedoch mit der Ausnahme, daß auch auf

ihre Rückstände § 28 RVO. Anwendung findet

(S 520 Abs. 4 RVO.).

Unter „Beiträgen" sind alle der Kk. für ihre

/wecke nach der RVO. oder der Satzung ge¬

schuldeten, am Fälligkeitstage nicht geleisteten
(RVA. Nr. 1907, AN. 14, 722) Zahlungen zu

rstehen. Strafen, Nebenstrafen und Kosten

»hören nicht dazu (vgl. nachstehend b, d).

Aufier den Beiträgen im engeren Sinne — so¬

wohl den regelmäßigen als auch den aus be-

sonderem Anlaß oder als Zusatzbeitrag er-

t*nen (§§ 296, 384 RVO.) — sind nach § 28

'VO. beitreibbar:

Beitragsvorschüsse der Arbeitgeber (§ 403

VO.),

Zuschüsse der Arbeitgeber oder Auftrag-

ber an die Kk. für Hausgewerbetreibende
473 RVO.),

Dr. Werner Spohr, Volkswirt RDV., Kiel

ej

3. Leistungen des Gemeindeverbandes an die

Kk. für unständig Beschäftigte und die Um¬

lagen des Gemeindeverbandes bei der Unter¬

verteilung auf die Arbeitgeber (§ 453, 454 RVO.,
RVA. Nr. 2166 AN. 16, 380),

4. Beihilfen des Gemeindeverbandes, des Ar¬

beitgebers, der Innung bei unzureichendem Auf¬

kommen aus den eigentlichen Kken.beiträgen
(§§ 389, 390 RVO., RVA. Nr. 2476, AN. 18, 442),

5. Deckungsmittel für Fehlbeträge nach §§ 296

Abs. 2, 304 RVO. (nicht nach § 305 RVO.; RVA.

Nr. 2841, AN. 25, 41),

6. Ersatzleistungen der landwirtschaftlichen Ar¬

beitgeber an die Kken. nach §§ 420 Abs. 2, 422

Abs. 2 RVO.,

7. Beitragsteile der Arbeitgeber nach § 520

RVO.,

8. Ersatz- und Erstattungsansprüche gegen den

Arbeitgeber nach §§ 420 Abs. 2, 422 Abs. 2

RVO.,

9. Verzugszuschläge nach § 397a RVO.

Keine Rückstände und daher auch nicht im

VerwZVf. beitreibbar sind die Beitragsteile, die

der Versicherte dem Arbeitgeber nach §§ 394,

395 RVO. zu erstatten hat.

b) Geldstrafen,

die auf Grund der RVO. verhängt werden, wer¬

den — mit Ausnahme der gerichtlich erkannten,

für deren Vollstreckung die Vorschriften der

StPO. maßgebend sind — im VerwZVf. bei¬

getrieben (§ 146 Abs. 2 i. V. mit § 28 RVO.).

Entsprechendes gilt für die Nebenstrafe nach

§ 531 Abs. 2 RVO.

c) Gebühren.

1. Nach § 28 Abs. 2 Satz 2 RVO. wird die

Mahngebühr für das dem Beitreibungsverfahren

vorhergehende Mahnverfahren wie Rückstände

(vgl. a), also im VerwZVf. beigetrieben.



2 Die Gebühr im Beschlufiverfahren vor dem

RVA. nach § 1803 RVO. wird gemäfi § 1803

Abs. 1 Satz 4 i. V. mit § 9 Gebührenordnung

vom 22. April 1924, RGBl. I S. 419f AusfAnw.

vom 21. Juni 1924, AN. S. 137 im VerwZVf. bei¬

getrieben.

d) Kosten.

1. Kosten, die durch Mutwillen, Verschleppung

oder Irreführung verursacht und dem Schul¬

digen nach § 1634 RVO. vom VTr. oder nach

§ 1802 von der Versicherungsbehörde auferlegt

werden, werden im VerwZVf. beigetrieben (für

letztere ausdrücklich § 46 OVAO, § 29 RVAO).

2. Von der unterlegenen Partei dem Gegner zu

erstattende Kosten werden nach § 1670 Abs. 3

RVO. im VerwZVf. beigetrieben.

11. Unfallversicherung.

a) Beitragsrückstände der Berufs¬

genossenschaften

werden nach §-28 Abs. 1 Satz 1 RVO. wie Ge¬

meindeabgaben, d. h. im VerwZVf. beigetrieben.

Das gilt auch für die landwirtschaftlichen BG.en

(jedenfalls in Preußen: § 1037 RVO. i. V. mit

Art I § 9 des Gesetzes vom 23. Juli 1912, GS.

1912, S. 207 i. d. F. des Gesetzes vom 7. Sep¬

tember 1922, GS. S. 283).

Unter „Beiträgen" sind alle der BG. für ihre

Zwecke nach der RVO. oder der Satzung ge¬

schuldeten, am Fälligkeitstage nicht geleisteten

(RVA. Nr. 1907, AN. 14. 732) Zahlungen zu ver¬

stehen. Strafen, Nebenstrafen und Kosten ge¬

hören nicht dazu (vgl. nachstehend c, e).

Aufier den Beiträgen im engeren Sinne — so¬

wohl den regelmäßigen als auch den aus be¬

sonderem Anlaß oder als Zusatzbeitrag er¬

hobenen (§§ 737, 1007, 1009, 1011 RVO.) — sind

nach § 28 RVO. beitreibbar:

1. Beitragsvorschüsse (§§ 738, 1011, 1164, RVA.

vom 30. Juli 1914, EuM. 16, 341), im Falle des

§ 734a RVO. erfolgt die Vollstreckung nach

den Vorschriften der ZPO.,

2. Sicherheiten, die von Arbeitgebern für ihre

Beiträge zu leisten sind (§ 677 Nr. 10, 740, 772,

972 Ziff. 11, 1143 Ziff. 10 RVO.).

3. Verzugszuschläge nach §§ 762a, 818a, 827

Abs. 3, 1026 Abs. 2, 1027 Abs. 2, 1184a, 1195b

RVO.

b) Ansprüche der Post an die Be¬

ruf sgenossenschaften

auf Erstattung der gezahlten Entschädigungs¬

beträge und Renten sowie auf Zahlung der

Postvorschüsse nach §§ 728, 777-780, 1028, 1185

RVO. können nach §§ 781, 1028 RVO. zwangs¬

weise beigetrieben werden. Für die Zwangsv

Streckung gegen BG.en gilt die besondere V

schrift des § 782 RVO. Beträge, welche i

BG.en nach § 644 RVO. voneinander zu

anspruchen haben, können nicht im VerwZY

beigetrieben werden.

c) Geldstrafen,

die auf Grund dei RVO. verhängt wer .

werden — mit Ausnahme der gerichtlich ei

kannter^für deren Vollstreckung die Vorsch;

ten der mPO. maßgebend sind — im VerwZ\

beigetrieben (§ 146 Abs. 2 i. V. mit § 28 RVO.)

d) Gebühren.

1. Ueber § 28 Abs. 2 RVO. vgl. vorstehend Ic 1

§ 28 Abs. 2 RVO. gilt auch in der landwirt¬

schaftlichen Versicherung (Art. I § 9 des G

setzes vom 23. Juli 1912, GS. S. 1912, S. 2«

i d. F. des Gesetzes vom 7. September 1922, GS

S. 203).

2. Ueber § 1803 RVO. vgl. vorstehend Ic 2.

e) Kosten.

1. Ueberwachungs- und Prüfungskosten werden

im VerwZVf. beigetrieben (§§ 887, 891 Abs. 1

1030 Abs. 1, 1217 RVO.).

2. Ueber §§ 1634, 1802 RVO. vgl. vorstehend

Id 1.

3. Ueber § 1670 RVO. vgl. vorstehend Id 2.

III. Invalidenversicherung.

a) Beitragsrückstände der Ver¬

sicherungsanstalten

werden nach § 28 Abs. 1 Satz 1 RVO. wie Ge¬

meindeabgaben, d. h. im VerwZVf. beigetrieben.
Das gilt jedoch nicht für die Sonderanstaltei

der InvV. (§§ 1360 ff., 1372 RVO.).

Unter „Beiträgen" sind alle der Versicherungs¬

anstalt für ihre Zwecke nach der RVO. oder

nach der Satzung geschuldeten, am Fälligkeits¬

tage nicht geleisteten (RVA. Nr. 1907, AN. 14,

732) Zahlungen zu verstehen. Strafen, Neben -

strafen und Kosten gehören nicht dazu (vgl

nachstehend c, e).

Außer den Beiträgen im engeren Sinne g»

hören dazu die Zuschüsse der Arbeitgeber an

die Versicherungsanstalt für Ausländer (§ 123

RVO.). Keine Rückstände und daher nicht ii

VerwZVf. beitreibbar sind die Beitragsteile, di

der Versicherte dem Arbeitgeber nach §§ 1432

1433 RVO. und der Arbeitgeber dem Ver

sicherten nach §§ 1439, 1441 RVO. zu ei

statten hat.
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Ansprüche der Post an die Ver-

cherungsanstalten

Erstattung der gezahlten Entschädigungs¬

träge und Renten sowie auf Zahlung der Post-

rschüsse nach §§ 1403—1408 RVO. können

ch § 1410 RVO, zwangsweise beigetrieben

rden. Das gilt auch für die Sonderanstalten

i InvV. (§ 1372 Ziff. II, 16 RVO.).

Geldstrafen,

uif Grund der RVO. verhängt werden, wer-

n
— mit Ausnahme der gerichtlich erkann-

.,
für deren Vollstreckung die Vorschriften

r StPO. maßgebend sind — im VerwZVf. bei¬

geben (§ 146 Abs. 2 i. V. mit § 28 RVO.).

t sprechendes gilt für die Nebenstrafe nach

4S8 RVO.

Gebühren.

1. Ueber §28 Abs. 2 RVO. vgl. vorstehend Ic 1.

2. Ueber § 1803 RVO. vgl. vorstehend Ic 2.

Kosten.

1 Ueberwachungskosten werden wie Gemeinde¬

abgaben beigetrieben (§ 1468 RVO.).

Ueber §§ 1634,1802 RVO. vgl. vorstehend Id 1.

3. Ueber § 1670 vgl. untenstehend Id 2.

IV. Angestelltenversicherung.

a)BeitragsrückständederRfA.

rden nach § 212 Abs. 1 Satz 1 AVG. wie Ge¬

meindeabgaben, d. h. im VerwZVf. beigetrieben.
Die Vorschrift gilt nicht für Ersatzk.en (§ 363 ff.

AVG.) und rückständige Beiträge freiwillig
Versicherter.

b) Deckungskapitalien,

die von Ersatzk.en in den Fällen des § 372 Ab-

z 1 AVG. an die RfA. zu überweisen sind,

werden nach § 372 Abs. 3 AVG. im VerwZVf.

beigetrieben.

0 Geldstrafen,

die auf Grund des AVG. verhängt werden, wer-

i — mit Ausnahme der gerichtlich erkann-

,
für deren Vollstreckung die Vorschriften

der StPO. maßgebend sind — im VerwZVf. bei¬

rieben (§ 355 Abs. 2 AVG.). Das gilt auch

Neben strafen nach § 336 AVG.

Gebühren.

Imgebühren werden nach § 212 Abs. 2 AVG.

VerwZVf. beigetrieben.

» Kosten.

Ueberwachungskosten werden nach § 202

Vd. im VerwZVf. beigetrieben.

2. Kosten, die durch Mutwillen, Verschleppung
oder Irreführung verursacht und dem Schuldi¬

gen nach § 310 AVG. auferlegt werden, werden

im VerwZVf. beigetrieben.

V. Knappschaftsversicherung.

a) Beitragsrückstände der Reichs¬

knappschaft
werden nach § 143 Abs. 1 Satz 1 RKnG. wie

Gemeindeabgaben, d. h. im VerwZVf., beige¬

trieben. Außer den Beiträgen im eigentlichen

Sinne gehören dazu:

1. Zusatzbeiträge (§§ 118, 129 RKnG.).

2. Zuschläge (§ 128 RKnG.),

3. Vorschüsse und Zuschüsse an besondere

Kk.en (§§ 123, 124 RKnG.).

b) Geldstrafen,

die auf Grund des RKnG. (bzw. gemäß § 11

Nr. 6 RKnG. auf Grund der Satzung) verhängt

werden, werden mit Ausnahme der gerichtlich

erkannten, für deren Vollstreckung die Vor¬

schriften der StPO. maßgebend sind, im

VerwZVf. beigetrieben (§ 143 Abs. 1 Satz 1

RKnG.).

c) Gebühren.

Mahngebühren werden nach § 143 Abs. 2 RKnG«

im VerwZVf. beigetrieben.

VI. Arbeitslosenversicherung*

a) Beitragsrückstände zur Reichs¬

anstalt

werden nach § 145 Abs. 3 Satz 1 AVAVG. i. V.

mit § 28 RVO. wie Gemeindeabgaben, d. h. im

VerwZVf. beigetrieben. Dazu gehören auch Bei¬

träge, die an Ersatzk.en zu leisten sind (§ 145

Abs. 3 Satz 2 AVAVG.), sowie Verzugszu¬

schläge (§ 145 Abs. 4 AVAVG.).

b) Unterstützungsbeträge,

deren Rückerstattung angeordnet ist, werden

nach § 185 AVAVG. im VerwZVf. beigetrieben.

c) Geldstrafen,

die auf Grund des AVAVG. verhängt werden,

werden — mit Ausnahme der gerichtlich er¬

kannten, für deren Vollstreckung die Vor¬

schriften der StPO. maßgebend sind — im

VerwZVf. beigetrieben, und zwar auch die

Nebenstrafe nach § 263 AVAVG. (§§ 251, 259,

260, 264 AVAVG. i. V. mit § 145 AVAVG.,

§ 28 RVO.).

d) Gebühren.

Mahngebühren werden nach § 145 Abs. 2

AVAVG. i. V. mit § 28 Abs. 2 Satz 2 RVO. im

VerwZVf. beigetrieben.

r±\.
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Reichspost und Reichsversicherung wemerMohr, LeiP i

An den Verwaltungsarbeiten eines Teiles der

deutschen Sozialversicherung (SV.) ist d

Deutsche Reichspost (RP.) in doppelter Weise

beteiligt. Durch sie werden einmal Versieh«

rungsmarken ausgegeben, zum anderen sind die

Postanstalten (PA.) gleichzeitig Zahlstellen der

SV. Deren Leistungen sind Holschulden und

die SV. bedient sich hier auch im Interesse der

Sozialrentner einer bereits vorhandenen weit¬

verzweigten staatlichen Einrichtung, welche die

Gewähr der ordnungsgemäßen Besorgung der

übertragenen Geschäfte bietet und größere

Geldbeträge bis zu ihrer Verrechnung auslegen

kann. Zwischen der RP. und den Trägern der

SV. liegt kein Vertrags- oder Auftragsverhältnis

vor. Die RP. zahlt die sozialen Renten vielmehr

in Erfüllung einer gesetzlichen und damit

öffentlich-rechtlichen Verpflichtung an

die Empfänger aus. Bei Unregelmäßigkeiten in

der Erledigung der gegenseitigen Pflichten

haften daher die Träger der SV. (SVT.) nur bei

Außerachtlassung der im Verkehr erforder¬

lichen Sorgfalt (§ 276 BGB.) und die RP. nur

bei vorsätzlicher oder fahrlässiger Amtspflicht¬

verletzung eines Beamten (§ 839 BGB.) für ent¬

standenen Schaden. Für die Aufgaben aus der

SV. wird die RP. entweder durch die SVT. oder

vom Reich entschädigt. Grundsätzlich regeln

die Reichsversieherungsordnung (RVO.) und

die dieser gleichartigen SV.-Gesetze die ge¬

meinsame Zusammenarbeit.

Für die Unfallversicherung (UnfV.)

bestimmt § 726 RVO., daß ihre Träger, also die

Berufsgenossenschaften (BG.), fällige Entschädi¬

gungen aller Art (einmalige Zahlungen, laufende

Renten usw.) auf Anweisung der BG.-Vorstände

durch die RP. zur Auszahlung zu bringen
haben. Die Aushändigung erfolgt bei der dem

Empfänger vom BG.-Vorstande bezeichneten

PA., in deren Bezirke dieser wohnt. Beim Weg¬

zuge aus einem P.bezirke kann der Empfänger
bei seiner alten PA. oder beim Vorstande der

BG. die künftige Ueberweisung von Zahlungen

an die PA. des neuen Wohnorts beantragen.

Zur Rentenzahlung ist die RP. berechtigt (§ 728

RVO.), von den BG, regelmäßig Vorschüsse

auf die Summe der auszuzahlenden Renten¬

beträge einzuziehen. Die Höhe dieser Vor¬

schüsse stellt das Reichsversicherungsamt

(RVA.) monatlich fest. Dabei hat es davon aus¬

zugehen, daß die voraussichtlichen Aufwendun¬

gen der RP. für einen Monat gedeckt werden.

Eine Mitteilung über die Höhe des P.vorschusses

soll der BG. und der RP. bis zum zehnten Tage
vor der Fälligkeit vom RVA. zugehen. Fällig
ist der P.vorschuß am sechsten Tage vor Beginn

des Monats, für den er festgesetzt ist. Versp
eingehende P.vorschüsse hat die BG. n

einem vom RVA. bestimmten Satze, dem

1 v. H. erhöhten Reichsbankdiskont, der RP

verzinsen. Die RP. gibt diejenige P.kasse

der die P.vorschüsse zuzuleiten sind. Str

keiten über P.vorschüsse entscheidet der B<

Schlußsenat des RVA.

Die Abrechnung zwischen RP. und VTr.

schieht jährlich (§ 777 RVO.). Binnen acht

Wochen nach Ablauf eines jeden Geschäfts¬

jahres, das mit dem Kalenderjahr endet, 1.

die RP. den Vorständen der BG. die für die

geleisteten Zahlungen nachzuweisen und ihnen

die P.kassen anzugeben, an die sie zu erstatt»

sind. Jeder BG.-Vorstand hat die Forderungen
der RP. zu prüfen und danach besonders anzu-

ei kennen, worauf die RP. dem RVA. die B

träge mitteilt, die für jede einzelne BG. im

abgeschlossenen Geschäftsjahr geleistet worden

sind. Dann gleicht das RVA. die tatsächlichen

Zahlungen mit den überwiesenen Vorschüssen

aus.

Die Vorstände solcher BG., die keine P.vor¬

schüsse zu entrichten brauchten, haben binn«

drei Monaten nach Erhalt des Forderungsnach¬
weises der RP. dieser die zu erstattenden Be¬

träge an eine angegebene P.kasse zu über¬

weisen (§ 778 RVO.). Kommen die BG. de

Ansprüchen der RP. in bezug auf Vorschüs

und Erstattungen nicht nach oder nicht recht¬

zeitig nach, so kann die RP. beim RVA. di«

Zwangsbeitreibung (§ 781 RVO.) beantragen.

Das RVA. wird der BG. noch eine Frist zur Be¬

gleichung der Rückstände geben und hat das

Recht, zu deren Deckung über vorhandene B<

stände der BG.-Kassen zu verfügen (§ 7

RVO.). Soweit diese nicht ausreichen, muß g»

maß der Beitragspflicht die Zwangsbeitreibum.;

gegen die einzelnen BG.-Mitglieder eingeleitet
und bis zur völligen Deckung der Rückstände

durchgeführt werden.

Innerhalb der P.verwaltung ist wie sonst jed*

zur Führung eines öffentlichen Siegels b<

rechtigte Person befugt (§ 727 RVO.), auch

die für Rentenzahlungen erforderlichen Be¬

scheinigungen auszustellen und zu beglaubige!

Die hier für die gewerbliche UV. erwähnt«

Vorschriften über das Verhältnis von RP. un

BG. gelten nach den §§ 988 und 1028 ohn«

Einschränkung auch für die landwirtschaftlich«

UnfV. Bei der See-UnfV. waren einige dui

die dortigen txesonderen Umstände bedingt

Ergänzungen notwendig. Es bestimmt § IIS1

RVO., daß die Auszahlung von Entschädigun¬

gen grundsätzlich durch deutsche PA. zu er

242



n hat. Zuständig ist in der Regel diejenige,
ren Bezirk der Heimathafen des Schiffes

if auf dem sich der zu entschädigende Unfall

ignete. Dem Rentenempfänger hat auch hier

BG.-Vorstand die Zahlstelle mitzuteilen,
ier kann die Ueberweisung an die PA. seines

hnortes beantragen. Im übrigen und für

Abführung der Beträge an die RP. gilt eben-

die Regelung der allgemeinen UnfV.

1160, § 1185 RVO.).

Auch bei der Invalidenversicherung
vV.) besteht mit den durch die andersartige

)rganisationsform gebotenen Aenderungen die

isammenarbeit zwischen RP. und VTr. Die

rndlegenden Bestimmungen sind hier in den

1383—1385 RVO. enthalten, die im Wort-

it den Bestimmungen der UV. entsprechen.
Die Abrechnung der RP. mit dem RVA. erfolgt

(ler jährlich. Alle auf Antrag der VA., die hier

Träger der V. sind, von der RP. geleisteten
hlungen werden in Höhe des auf die InvV.

« ntfallenden Anteiles auf die einzelnen VA.

h Maßgabe ihrer Beitragseinnahmen im

/ten Geschäftsjahre verteilt (§ 1405 RVO.).
n Trägern der V. nennt das RVA. die Be-

ige, die diese zu erstatten haben. Dabei sind

Zahlungen aus dem P.vorschüsse mit den

sachlichen Zahlungen auszugleichen (§ 1406

RVO.). Der RP. hat das RVA. anzugeben,
lche Beträge sie von den einzelnen VTr. und

lche sie* von der Reichsregierung zu erhalten

t ($ 1407 RVO.). Binnen zwei Wochen nach

Hingang der entsprechenden Mitteilung muß

ie VA. der RP. die fälligen Betrage zahlen.

Ist sie dazu nicht in der Lage, so hat der Ge-

meindeverband oder die Landesregierung die

trage vorzuschießen (§ 1408 RVO.). Bei Nicht-

Fülhmg der gesetzlichen Ansprüche der RP.

Z ihlungen durch die VTr. steht dem RVA.

er einem LVAmt aut Antrair «ier RP. dns Rerht

<)ie Zwangsbeitreibung einzuleiten ($ 1410

RVO.).

1) InvV.-M a r k e n werden Liemäfi $ 1412

Ii ). von den PA. verkauft Der Erlös ist an

:_"n VAn. abzuliefern, in «leren Bezirk

PA« liegt. Neben «len PA. können tch

Stellen mit dein Vertrieb von Mark

traut werden.

d< K n a |)|)srhat tsversich e r u n g

V.) herrscht größere Freiheil in b< auf

Einrichtung von Zahlstellen für Ents« !i-

. Der KnV. ist nach $ 730 RVO. ge-

Zahlungen nicht nur durch die RP., son-

M i durch «len Reiehsknappschaftsverein
»nehmen, da «lie einzelnen Kn. über ein

Kassenneiz verfügen. So bestimmt

2 Ki V.~(j z auch nur, dafi mit Aus-

von Krkn.leistungen, die stets hei den

abzuheben sind, laufende Leistungen auf

:i! der Bezirksvorstände oder «ler Vervval-

«ler 3ezirkskn. durch die PA. gezahlt wer¬

den können. Hier liegt dazu kein Zwang vor.

entscheidend sind die örtlichen Verhältnisse.

Wo aber durch die RP. gezahlt wird, gelten
auch die diesbezüglichen Vorschriften aus der

UnfV. und InvV. 0$ 213, 214, 217 und 218 KnV.-

Ges.). Die P.-vorschüsse brauchen nur viertel¬

jährlich geleistet zu werden und dürfen den Be¬

trag nicht übersteigen, den die Auszahlungen
im Geschäftsjahre voraussichtlich ausmachen.

Es ist eine Vergütung für die Beteiligung der

RP. an der Verwaltung der KnV. vorgesehen,
die nach dem Anhören der Reichskn. vom

Reichsrat festgesetzt wird (§ 215 KnVG.).

An der Zahlung von Entschädigungen aus der

Angestelltenversicherung (AngV.)
ist die RP. in anderer Weise beteiligt. Zwar er¬

folgen auch hier die Zahlungen durch die RP.,
aber die Beträge werden jedem Empfänger auf

dem Wege des normalen Postscheckverkehrs

durch die Briefträger in der Wohnung ausbe-

zahlt. Die RP. zahlt hier nicht auf Grund einer

gesetzlichen Verpflichtung und auf Anweisung
des VTr. von sich aus, sondern es zahlt die

RfA. auf Anweisung des Direktoriums (§ 313

Abs. 1 AngVG.) innerhalb des allgemeinen
Zahlungsverkehrs der RP. Für diese Zahlungen
hat die AngV. auch die üblichen Postgebühren
zu entrichten. Grundsätzlich aber kann auch

die AngV. die PA. als direkte Zahlstellen in

Anspruch nehmen. Dieses Recht wird in § 313

Abs. 2 AngVG. ausgesprochen.

Auf Grund des das Beitragsverfahren regelnden
§ 174 AngVG. hat der Reichsarbeitsminister in

$ 2 der „Beitragsordnung" der AngV. unter

dem 21. November 1924 bestimmt, daß der Ver¬

kauf der AngV. marken durch die RP. er¬

folgt, soweit nicht auch andere Verkaufsstellen

bestehen. Mit Zustimmung des Reichsarbeits¬

ministers erhält die RP. für den Markenverkauf

von der AngV. eine Vergütung.

is von der AngV. angewendete Zahluni>sver-

fahren ist das für «len Empfnn«4*er vorteilhaft

teste. Die AngV. kann es ohne Schwierigkeit

«lurchführen, weil sie eine gesunde finanzielle

Grun«llage hat und nicht aut Zuschüsse und Be-

teiligiingei\ «les Reichs in bezw tif die Aus-

hlungen angewiesen ist. Für sie ist «lie RP.

nur als Markenausgabestelle die Zah-

luniren beruhen nicht auf einer öffentlich-recht-

liehen Verpflichtung so dafi die !\ instalten

keine Zahlsteller «ler AngV. darstellen,

oder nur in bezug auf die Ausgabe von Marken.

Hinsichtlich der Zahlungen unterliegt di«» Zu¬

sammenarbeit zwischen AngV. un«) RP. «lern

allgemeinen Postrecht

Anm. wg\ Inwi 't die Reichs-

pO aich in Zukunft rler S ilvei «-rung

diens gemacht werden soll, wird die R«*ichs-

run«4 bei ihren künfl i Beratungen zu

prüfen haben.
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Uebergang der Unfallast bei Betriebsübergang
Franz Schweighäuser, Gerichtsassessor a. D„ Essen

Gehen einzelne Betriebe oder Nebenbetriebe

von einer Genossenschaft auf eine andere über,

so gilt gemäß § 673 Abs. 1 RVO. für den

Uebergang der Unfallast § 643 RVO. Der

Uebergang einer Unfallast auf eine andere BG.

hat regelmäßig von dem Zeitpunkt an zu er¬

folgen, an dem ihr Beiträge aus dem belasteten

Betrieb zufließen. Eine andere Festsetzung kann

nui ausnahmsweise erfolgen, wenn durch ver¬

spätete Ueberweisung der Last eine wesentliche

Gefährdung der Belange der übernehmenden

BG. eingetreten ist. Das RVA. hat in einem

Falle, in dem zwischen der Uebernahme des

Betriebes und der Ueberweisung der Unfallast

ein Zeitraum von fast 1 lA Jahren verstrichen

war, folgenden Grundsatz aufgestellt: Ueber-

weist eine BG. einen mit einem Unfall be¬

lasteten Betrieb einer andern BG., ohne ihr

Nachricht von der Unfallast zu geben, so kann

sie von ihr später nicht verlangen, daß sie diese

Last nachträglich für die Zeit vor Beginn des

laufenden Geschäftsjahres übernimmt. Die Be¬

gründung enthält folgende wesentlichen Sätze:

Wie das RVA. bereits wiederholt entschieden

hat, kann einer BG. nicht angesonnen wer¬

den, nach Ablauf einer verhältnismäßig langen
Zeit seit der Aufnahme eines Betriebs in ihr

Kataster die auf ihm ruhende Unfallast noch

nachträglich für die vergangene Zeit zu über¬

nehmen. Denn während dieser Zeit ist ihr jede

Einwirkung auf das Entschädigungsverfahren

entzogen gewesen. Dabei wird mit Rücksicht

auf die Beitragserhebung die Uebernahme der

Entschädigungspflicht an einem früheren Zeit¬

punkt als dem Beginn des Kalenderjahres, an

dem die Ueberweisung erfolgt ist, sich im all¬

gemeinen nicht rechtfertigen lassen. Die Praxis

der BG. im Verkehr untereinander stimmt

grun«lsätzlich mit dieser Rechtsprechung über¬

ein. Sie entspringt dem Bedürfnis nach völliger

gegenseitiger Offenheit und nach Wahrung der

Interessen aller Beteiligten. Diese liegt für die

abgegebene* BG. in der Sicherheit, daß gleich¬

zeitig mit den Zahlu überwiesenen Be¬

triebs auch die ihm obliegenden Unfallasten auf

di B( übergehen, für die über¬

nehmende BG. in der Gewähr, nicht Unfall¬

lasten für einen Zeitraum tragen zu müssen, in

dem ihr jeder Einfluß auf das Entschädigungs-
verfahren gefehlt hat. I -ntspricht zwar dem

geltenden Recht, daß im Verkehr rler BG.

untereinander für ihre Entscheidung über die

Annahme oder Ablehnung einer Betriebsüber-

weism nur elie Betriebsverhältnisse maß¬

gebend sind, nicht etwa das Bestehen von Be¬

denken über die Höhe einer Unfallast. Aber

aus den angeführten Gesichtspunkten heraus

ist es Gepflogenheit der BG., sich gegen¬

seitig das Vorhandensein von Unfallasten für

einen zu überweisenden Betrieb sofort b<

Angebot von Ueberweisungen mitzuteilen od*

aber darauf aufmerksam zu machen, daß

Frage noch nicht geklärt sei und damit auf di«

Notwendigkeit ihrer Behandlung hinzuwe

Die Anerkennung der inneren Notwendig^
eines solchen Verfahrens schließt die FoL

rung in sich, daß Abweichungen für die über¬

weisende BG. — von besonderen Ausnahn

füllen vielleicht abgesehen — Nachteile insoweit

nach sich ziehen, als dadurch verschuldet o<

unverschuldet die Interessen der übernehm«

den BG. gefährdet werden. Da nun die ül>er~

weisend BG. die notwendige Feststellu;

tieften kann, muß sie im allgemeinen die

Folgen einer Verzögerung tragen.

Dabei darf aber nicht übersehen werden, dah

der obenerwähnte Leitsatz von erheblicher

Tragweite ist. Er stellt nämlich den Eintritt

nachteiliger Folgen für die überweisende BG.

ganz allgemein auf den Umstand ab, daß bei

der Ueberweisung des Betriebes keine Mit¬

teilung von dem Vorliegen einer Unfallast f.

macht worden ist. Diese Folgen sollen aber in

der Praxis nur eintreten, wenn zwischen der

Uebernahme des Betriebs und der Ueber¬

weisung der Unfallast eine verhältnismaß

lange Zeit verlaufen ist. Aus den vorstehend

wiedergegebenen Erwägungen folgt, daß eine

Abwägung der beiderseitigen Schutzbelan

nicht dazu führen kann, allein schon die Nicht-

mitteilung vom Vorhandensein einer Unfallast

bei der Ueberweisung des Betriebs zur Grund¬

lage einer der überweisenden BG. nach-

Ügen Entscheidung zu machen. Es ist viel-.

mehr davon auszugehen, daß die übernehmende

BG. sich bei diesem Interessenausgleich den

Uebergang des Beitragsgenusses auf sie in

wesentlichem Umfang anrechnen lassen muß.

Es ist deshalb der Ablauf einer verhältnismäßig

langen Zeit zwischen der Uebernahme des Be¬

triebs und der Ueberweisung der Unfallast für

ill zu fordern, daß trotz Uebergangs d

Betriel und seiner Beiträge auf die über¬

nehmende BG. die Unfallast zunächst no(

bei der abgebenden BG. bleiben soll. Dai

wird von Fall zu Fall und unter Berücksichti

gung aller Umstände zu entscheiden sein, v.

unter verhältnismäßig langer Zeit" zu Vi

stehen ist. Bestimmte Zeiträume können da!

nicht angegeben werden.

Jedenfalls ist es nicht möglich, allgemein in d

Zustimmung einer BG. zur Uebernahmt

eines Betriebs mit rückwirkender Kraft auf ci

Einverständnis zur Uebernahme einer irgen

wann einmal fest eilten Unfallast zu suchen,

und es kann aus dem Uebergang der Beitrat»

Nt ungen des Betriel ijf die neue B'
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ht unbedingt auf die Notwendigkeit ge¬

Jossen werden, daß auch die Unfallast im

ichen Zeitpunkt übergegangen sein muß.

r Uebergang einer Unfallast auf eine andere

i wird dadurch nicht ausgeschlossen, dafi

belastete Betrieb längere Zeit hindurch

ruht und in dieser Zeit mehrfach den Unter-

hmer gewechselt hat. Namentlich ist bei

er langen Dauer des Ruhens zu berücksich-

en, ob «dieses in eine Zeit allgemeiner wirt-

laftlicher Notlage fällt Zudem ist nach der

tahrung des täglichen Lebens durchaus an-

.nehmen, dafi auch in dieser Zeit eine ge¬

legentliche Benutzung der vorhandenen An¬

lagen für den eigenen Bedarf und vielleicht auch

r Dritte stattgefunden hat, ohne dafi dies der

BG. angemeldet wurde. Auch das Verhalten

r verschiedenen Unternehmer kann dafür

rechen, dafi bei allen Verkaufsverhandlungen
m Vorhandensein des Betriebs als wirtschaft¬

licher Wert angesehen worden ist. Der bloße

Wechsel in der Person des Unternehmens be¬

rührt den Fortbestand des versicherten Be¬

triebs nicht.

Bd dem Uebergang eines Betriebs von einer

] Infallversicherungsanstalt auf eine BG. sind

dagegen die Grundsätze über den Uebergang
>n Betrieben von einer BG. auf eine andere

cht anwendbar.

Bein Uebergang eines Betriebs von einer BG.

auf eine andere gemäß §§ 673, 643 RVO. hat

«iie übernehmende BG. eine auf diesem Be¬

trieb ruhende Unfallast auch dann zu tragen,
nn die überweisende BG. für ihre Auf¬

wendungen von dem ersatzpflichtigen Betriebs¬

unternehmer mit einer Kapitalzahlung abgefun-
n worden ist. Denn diese auf zwingender Vor¬

schrift beruhende öffentlich-rechtliche Ver¬

pflichtung wird durch das privatrechtliche
\bkommen zwischen der BG. und dem haft¬

pflichtigen Betriebsunternehmer nicht berührt.

Beim Uebergang eines Betriebs auf eine andere

BG. hat die übernehmende BG. wegen des

Uebergangs der Rentenlast Anspruch auf einen

entsprechenden Teil der abgebenden BG.

Dieser Teil ist auch dann nach § 673 Abs. 2

RVO. zu berechnen, wenn die Belastung der

den Betrieb übernehmenden BG. ziffernmäßig
feststeht und wesentlich geringer ist. § 673

Abs. 2 RVO. enthält zwingendes Recht und

schreibt ausdrücklich vor, daß der Teil der

Rücklage in allen Fällen nach einem einheit¬

lichen Durchschnittssatz zu berechnen ist. Bei

dessen Festsetzung durch das RVA. ist das

Verhältnis der Rücklagen zu den jährlichen
Entschädigungslasten sämtlicher BG. zu be¬

rücksichtigen. Das so gewonnene Ergebnis, das

im Einzelfall mitunter scheinbar Unbilligkeiten
ergeben mag, entspricht den durch Betriebs¬

übergang mit Unfallast geschaffenen Verhält¬

nissen der BG. und damit der Billigkeit. In

vielen Fällen werden die Leistungen der über¬

nehmenden BG. durch den zu überweisenden

Teil der Rücklage der abgebenden BG. nicht

gedeckt. Dies wird dadurch ausgeglichen, dafi

in anderen Fällen die übernehmende BG.

einen höheren Betrag erhält, als sie tatsächlich

aufzuwenden hat. Daß unter der Herrschaft

des alten Rechts nach der Rechtsprechung des

RVA. mehr auf Billigkeitsumstände des Einzel¬

falls Rücksicht zu nehmen war, beruhte auf der

Fassung des § 53 Abs. 4 GUVG., nach ihr hatte

die übernehmende BG. Anspruch auf einen

den übergehenden Entschädigungsanspruch
„entsprechenden" Teil des Reservefonds, von

einem Durchschnittssatz war nicht die Rede.

Im übrigen sind gemäß § 673 Abs. 3 die §§ 645r
646 RVO. anzuwenden, jedoch mit der Maß¬

gabe, daß unter den Voraussetzungen des

§ 1781 Abs. 2 RVO. der Beschlußsenat ent¬

scheidet.

Ruckforderung von Arbeitslosenunterstützung
Regierungsobersekretär W. Heun/ Magdeburg

kommt in der Praxis vor, daß Alu. oder

iL zu Unrecht gezahlt wird, sei es mit, sei es

ne Verschulden des Arbeitslosen. In diesen

den entsteht die Frage, ob und inwieweit

von dem Arbeitslosen überhobenen und

meist schon verausgabten Beträge von der

Reichsanstalt zurückgefordert werden können.

Der Gesetzgeber hat eine generelle und ein¬

stige Regelung dieser Frage nur für den

•nkreten Fall getroffen, daß ein „Rechts-
tum" der bewilligenden Stelle vorliegt. Diese

Gesetzesstelle (§ 177 Abs. 1 Satz 3 AVAVG.)
tet:

.Von einer Erstattung — zu Unrecht erhalte-

Beträge — ist abzusehen, wenn die

Jnterstützung deshalb bewilligt worden war,

weil die Stelle, die sie bewilliget hat, sich in

einem Rechtsirrtum über eine Voraus¬

setzung der Unterstützung befunden hat."

Im übrigen hat der Gesetzgeber die Entschei¬

dung darüber, ob eine Erstattung zu Unrecht

gezahlter Unterst ützungsbeträ: stattzufinden

hat oder nicht, den Instanzen der AlVers. über¬

lassen, indem er im § 177 Abs. 1 Satz 1 und 2

AVAVG. bestimmt hat:

„Die Arbeitslosenunterstützung ist von Amts

wegen zu entziehen, sobald die Voraussetzun¬

gen zum Bezüge nicht mehr vorliegen oder

sich herausstellt, daß sie schon bisher nicht

vorgelegen haben. Im letzteren Falle ist gleich¬
zeitig festzustellen, ob und inwieweit der

Unterstützungsempfänger Beträge, die er zu

Unrecht erhalten hat, zu erstatten hat."
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Und im § 179 AVAVG.:

„Bei der Entscheidung über den Einspruch
setzt der Spruchausschuß, soweit erforderlich,
gleichzeitig fest, ob und inwieweit zu Un¬

recht geleistete Beträge zurückzuerstatten

sind."

Dasselbe gilt gemäfi § 180 Abs. 2 AVAVG. für

die Spruchkammer.

E gibt demnach zwei Gruppen von

Fällen:

a) die Fälle, in denen ein Rechtsirrtum

der bewilligenden Stelle über eine Voraus¬

setzung der Unterstützung vorliegt; in diesen

Fällen ist ausnahmslos von einer Rück¬

forderung der zu Unrecht gezahlten Unter¬

stützung abzusehen;

b) die Fälle, in denen ein Irrtum d«es AA. oder

des Arbeitslosen hinsichtlich einer tatsäch¬

lichen Voraussetzung der Unterstützung
vorliegt; in diesen Fällen ist die Entscheidung,
ob die zu Unrecht erhaltene Unterstützung zu¬

rückzuzahlen ist oder nicht, in das pflicht-
mäßige Ermessen der Behörden der AlVers.

gestellt.

Im einzelnen ist hierzu zu bemerken:

Zu a): Die Sonderb«estimmung für die Fälle,
in denen die Unterstützung wegen eines

Rechtsirrtums der bewilligenden Stelle zu Un¬

recht gezahlt worden ist, r«echtfertigt sich aus

dem Gedanken, daß in solchen Fällen der Ar¬

beitslose mit besonders gutem Grunde an¬

nehmen durfte, zum Empfang und somit auch

zum Verbrauch d«er Unterstützung berechtigt
zu sein. Die Rückforderung erscheint dann be¬

sonders unbillig (Begründung zum Entwurf des

Gesetzes vom 12. Oktober 1929, Reichstags¬
drucksache Nr. 1311 S. 24). Ein Rechtsirrtum

der bewilligenden Stelle liegt selbstverständ¬

lich nur vor, wenn das Gesetz oder eine

Verordnung falsch ausgelegt oder ange¬

wandt werden, dagegen niemals, wenn ein Irr¬

tum hinsichtlich einer tatsächlichen Vor¬

aussetzung des Unterstützungsanspruchs vor¬

liegt, zum Beispiel wenn der Vorsitzende des

AA. bei Bewilligung der Alu. angenommen

bat, daß der Arbeitgeber des Antragstellers
26 Beschäftigungswochen nachgewiesen habe,
während diese Zahl tatsächlich nicht beschei¬

nigt war (Entsch. «les Spruchsenats tui AlVers.

beim RVA. vom 13. November 1931, RABl.

Vn> S. IV 62 Nr. 4294). Die Fälle von Rechts¬

irrtum mögen häufiger vorgekommen sein in

der <*rsten Zeit nach Schaffung «ies AVAVG.,
als noch zahlreiche Zweifelsfragen der Klärung
harrten. Heute, nachdem durch die umfassend

Tätigkeit «les Spruchsenats für AlVers. beim

RVA. eine Klärung fast aller Zweifelsfragen
erfolgt ist bzw. fortlaufend erfolgt, dürfte der

Fall ines Rechtsirrtun der bewilligenden
Steile verhältnismäßig selten sein. Immerhin

kommt auch heute noch vor. Auf einen

nicht unter dem Begriff des Rechtsirrtums

rangierenden Sonderfall sei noch aufmerksam

gemacht: Es kommt nicht selten vor, daß dem

Arbeitslosen die Unterstützung vom Vorsitz«

den des AA. versagt wird, der Spru«chausscl
sie ihm aber auf seinen Einspruch hin t

spricht, diese Entscheidung aber wiederum v«

der SprK. aufgehoben und der ursprünglk
ablehnende Bescheid des AA.-Vorsitzend

wiederhergestellt wird. In solchem Falle h

da die Berufung keine aufschiebende Wirku.

hat, der Arbeitslose auf Grund der Spruchau
schuß-Entscheidung bis zum Ergehen d«

SprK.-Entscheidung meist schon eine Zeitla;

Unterstützung bezogen. Der naheliegende (j

danke, daß hier ein Rechtsirrtum der bewilli¬

genden Stelle vorli«egt, ist abwegig, da die

Unterstützung noch nicht rechtskräftig be¬

willigt war. Die erhaltenen Beträge muß der

Arbeitslose in diesen Fällen daher zurückei

statten (zu vergleichen auch Senatsentschc

düng Nr. 4126, RABl. 1931 S. IV 298).

Zu b): Hierher gehören die Fälle, in denen

die Unterstützung w«egen eines sogenannten

Tatirrtums zu Unrecht gewährt wurde,

etwa weil das AA. die Erfüllung der Anwart¬

schaftszeit zu Unrecht angenommen hat oder

weil es zu Unrecht Bedürftigkeit als vorliegend
erachtet oder weil es irrtümlich die Unter¬

stützung in einer zu hohen Lohnklasse gewährt
hat. Auf Seiten der Reichsanstalt ist man

durchweg geneigt, eine Rückerstattungspflicht
des Arbeitslosen in allen diesen Fällen grund¬
sätzlich zu bejahen. Dieser Ansicht kann nicht

beigepflichtet werden. Es lag in der Absicht

des Gesetzgebers, hier einen gewissen Spiel¬
raum zu lassen. Das geht sowohl aus der

Fassung der Vorschrift des § 177 Abs. 1 Satz 1

und des § 179 („ob und inwieweit") hervor, als

auch aus der Begründung zum Entwurf des Ge

vom 12. Oktober 1929 (Reichstagsdrucks :che

Nr. 1311 S. 24), wo es an der fraglichen Stelle

heißt:

„Für eine Bejahung dieser Frage — inwieweit

zu Unrecht gezahlte Betrüge zu erstatten sind

— spricht der allgemeine Rechtsgrundsatz, daß

Leistungen, die ohne rechtlichen Grund er¬

langt sind, zurückgewährt werden müssen. Aui

der anderen Seite erscheint es jedoch unbillig
und mit dem sozialen Zweck des Gesetzes nicht

vereinbar, die Erstattung zwingend auch

in den Fällen vorzuschreiben, in denen ein

Verschulden des Unterstützungsempfängers
nicht vorliegt. Indem der Entwurf die Ent¬

scheidung in das pflichtgemäße Er¬

messen der Spruchbehörden stellt, trägt «

beiden Gesichtspunkten Rechnung."
Danach wird die Entscheidung, ob und inwie-

it wegen Tatsachenil rtums unrechtmäßig
ddte Beträge zurückzufordern sind, nach

dem mitwirkenden Verschulden

«Ies Arbeitslosen zu beurteilen sein.

Eine Rückerstattung wird also z. B. stets i

Betracht kommen, wenn der Arbeitslose den

unrechtmüßigen Bezug der Unterstützung
vorsätzlich herbeigeführt hat, etwa durch

bewußt falsche oder unvollständige Angaben
bei der Antragsstellung. Nicht anders dürfte
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Fall li«egen, wenn der Arbeitslose aus

hrlässigkeit wichtige Angaben unter«

sen oder unvollständig angegeben hat. Von

er Rückerstattung wird dagegen abzusehen

nr wenn das Verschulden allein beim

b e i t s a m t li«egt. Häufig kommt es z. B.

r, daß das AA. bei einer erneuten Arbeits¬

kleidung des Unterstützungsempfängers
ch kurzfristiger Zwischenbeschäftigung eine

lgabe übersieht. Die für diesen Fall bei den

\. zur Zeit in Verwendung befindlichen Vor-

icke sind so eingerichtet, dafi nicht noch

imal alle Verhältnisse im einzelnen aufge¬
bt zu werden brauchen, dafür enthalten sie

>er folgenden Passus: „Ich versichere, dafi

h in meinen Verhältnissen seit dem letzten

Unterstützungsbezug nichts geändert hat."

tr nun im früheren Antrag eine Rente, Land¬

sitz oder dergleichen angegeben, so geschieht
leicht, daß das AA. dies übersieht, die

Rente usw. nicht anrechnet und nach einiger

it, hinter das Versehen gekommen, vom

Aibeitslosen die Rückzahlung der zuviel er-

!tenen Beträge verlangt. Die Spruchkammer
für AlVers. beim OVA. Magdeburg hat in

chen Fällen eine Rückerstattungspflicht des

Aibeitslosen stets verneint, m. E. mit Recht,
denn den Arbeitslosen trifft kein Verschulden.

Der Einwand, daß der Arbeitslose die Unter¬

stützungshöhe kennen mußte und daher zur

Verweigerung der Annahme verpflichtet ge-

Mn wäre, ist m. E. nicht stichhaltig. Es kann

der heute so flüssigen Gesetzgebung von

dem Arbeitslosen nicht verlangt werden, daß

? i sich über die Unterstützungshöhe oder die

zum Teil sehr unübersichtlichen Anrechnungs-
. Urschriften fortlaufend informiert. In gleicher

Weise dürften alle anderen Fälle zu beurteilen

sein, in denen ein Versehen nur auf Seiten des

AA. vorliegt.
Der Anspruch der Reichsanstalt auf Rück¬

erstattung zu Unrecht gezahlter Unterstützungs¬
beträge unterliegt wie j«eder andere Anspruch
auf Zahlung der Verjährung. Da das

AVAVG. Sondervorschriften darüber nicht

enthält, finden die allgemeinen bürgerlich-
rechtlichen Bestimmungen Anwendung. Ehe

regelmäßige Verjährungsfrist beträgt nach

§ 195 BGB. 30 Jahre. Die Verjährung beginnt
mit der Entstehung des Anspruchs (§ 198 BGB.),
d. h. hier mit dem Zeitpunkt, in dem das AA.

erfährt, wer den unrechtmäßigen Bezug einer

Unterstützung vorgenommen hat. W«egen
Hemmung der Verjährung vgl. §§ 202 ff. BGB.r

w«egen Unterbrechung der Verjährung vgl.

§§ 208 ff. BGB.

Der Einwand der nicht mehr vorhan¬

denen Bereicherung (§ 818 III BGB.)
ist gegenüber dem Rückerstattungsanspruch
der Reichsanstalt nicht zulässig. Di«es

hat der Spruchsenat für AlVers. beim RVA.

in der Entscheidung vom 16. Januar 1931

(RABl. 1931 S. IV 197 Nr. 4059) ausgesprochen
und in einer späteren Entscheidung vom

26. Februar 1932, Nr. IHa Ar. 206/21 (nicht

veröffentlicht) erneut bestätigt. Die Rechts¬

auffassung des Spruchsenats ist zwar im

Schrifttum bestritten (zu vgl. Aufsatz von

Dr. Schieckel in der Zeitschrift „Die Arbeits¬

losenversicherung", Jahrgang 9 Sp. 177 ff.),

jedoch sind die Behörden der AlVers. bis zu

einer anderweiten gesetzlichen Regelung an

die Rechtsauslegung des Spruchsenats ge¬

bunden.

Kassenärztliche Vereinigung
Deutschlands.

i s«> wie durch die KZVD. für «lie Beziehun-

n der Kassenärzte zn rlen Kk.en hat «ler

\M. eiiuMi einzigen Trag lür die Be¬

dingen der Kassenärzte zu «len Kk.en be¬

ut. Es ist «Ins die durch VO. vom 2. August
S3 (RGBl. I S. 567) errichtete Kassenärztlic

i rugung Deutschland* (KVD.). Der KVD.

in i« li die R«Bgelung «ler im RVG. vor-

»ebenen ärztlich« Behandlung übertr
• ,i. I s ist eine der Aufsicht des RAM.

tei steh« n«i Körperschaft des öffentlich«

.ts. S -¦ umfaßt die im Reichsarztregister
und die zur Behandlung der nnch

RVG Vei fungsl chtigten zugeli
A«-;/t«

, wenn di itzung bestimmt, au

« A. zu Der Sitz ist in Berlin. Die bis-

den li enarztiichen Vereinigungen obli

\> fgaben und Befugnisse gehen >wd die
;> Qber. Die Errichtung von Lindes- (Pro-

) unrl Bezirksstellen, «ler Gerichtsstand, die

lung '!
s Reichsführers, «lie Erl

Aenderung rler Satzung sind wie bei «ler KZVI).

reg«eit Keichsführer ist der Vorsitzende «les

Verbandes der Aerzt« Deutschlands (Hartmann¬
bund).
Soweit di< VO. von den Vorschriften der

§§ 368 bis 373 RVO. und den bisher geltend«
VO.en vom 30. Dezember 1931 (RGBl. 1932 I

S. 2), vorn 22. April 1933 (RGBL I S. 222), vom

9. Mai 1933 (RGBl. I S. 260) und vom 30. Juni

1933 (RGBl. I S. 423) abweicht, tri« sie an

n Stell«-. D» Tag d«es Inkrafttret<

VO ist der 3. August 1933.

Neue Zulassungsordnung für Zahnärzte

und Zahntechniker.

ts Verhältnis zwischen den Kk.en und «len

hnbehandlern drängt seit Jahren nach ein«

von der Verbänden vereinbarten oder rlurch

tz statuierten Lösung. N ichdem im

Sommer 1Q31 die Spitz«enverbände Honorar-

abkomnv chlossen hatten, wurde «lurch «lie

NotVO. von aber 1931 (RGBl. I 699)
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der RAM. ermächtigt, eine gesetzliche R«egelung
zu treffen. Wenn das bisher no«ch nicht ge¬

schehen war, hatte das seinen Grund in dem

Widerstand der Kken-Verbände, die eine An¬

gleichung des Rechtes der Zahnbehandler an

das Kassenärzterecht ablehnte, dann aber au«ch

in der Schwierigkeit, dafi bei der geplanten

Neuregelung auch das Verhältnis der Zahn¬

ärzte und Zahntechniker untereinander geklärt
werden mußte. Die G«egensätze zwischen diesen

beiden Gruppen sind aber bekanntlich seit

langem außerordentlich stark.

Im Zuge der Neuordnung der KV. ist nun aber

doch eine gesetzliche Regelung erfolgt, bei

der allerdings noch nicht das gesamte Zahn¬

behandlerrecht erfafit wurde. Im RGBl. I Nr. 87

wird eine VO. über die Kassenzahnärztliche

Vereinigung Deutschlands und eine VO. über

die Zulassung von Zahnärzten und Zahntech¬

nikern zur Tätigkeit bei den Kk.enr beide vom

27. Juli 1933, veröffentlicht, die am 28. Juli 1933

in Kraft getreten sind.

Damit ist die Organisation der Zahnärzte ge-

r«egelt und ne Zulassungsordnung

(ZO.) geschaffen. Ehe Grundlage für das Zahn-

behandlerrecht ist also gegeben, wenn auch

das Vertragsrecht noch nicht ger«egelt wurde.

Die Kassenzahnärztliche Vereinigung Deutsch¬

lands (KZVD.), die unter der Aufsicht des

RAM. steht, umfaßt alle im Reichszahnarzt-

r«egister (s. u.) eing«etrngenen Zahnärzte. Ihr

können aber nach näherer Bestimmung der

Satzung auch andere Zahnärzte angehören. Die

KZVD. mit dem Sitz in Berlin ist r«echtsfähig.
Sie ist die Trägerin der Beziehungen der

Kr.ssenzahnarzte zu den Kk.en. Für die Durch¬

führung ihrer Aufgaben errichtet sie Landes¬

und Bezirksstellen. Reichsführer der KZVD. ist

der Vorsitzende d«es Reichsverbandes der Zahn¬

ärzte Deutschlands. Er vertritt die Vereinigung

al gesetzlicher Vertreter und erläßt ihre

Satzung. Die Satzung und ihre Aenderung be¬

dürfen der Zustimmung des RAM.

Die ZO. lehnt sich eng, zum Teil sogar wört¬

lich an die ZO. für Kassenärzte vom 30. De¬

zember 1931 (RGBl. I 1932, 2) an. Ebenso wie

für die Aerzte ist auch für die Zahnbehandler,

die ihre Zulassung begehren, ein Re g i s t e r

geschaffen, «las von dem gleichen OVA. und

fiir rlen «gleichen Bezirk geführt wird wie das

Arztregister. Die Eintragung in das Register

erfolgt auf Antrag. Sie setzt voraus, daß der

Antragsteller Reichsangehöriger und arischer

Abstammung ist. sich im Besitze eler bürger¬
lichen Ehrenrechte befindet und sich nicht im

kommunistischen Sinne betätigt hat. Nichtarier

können eingetragen werden, wenn sie Kriegs-
mer sind oder wenn ihre Väter oder

Söhne im Weltkriege gefallen sind. Die Reihen-

fo! der Eintragungen bestimmt sich nach

dem Zeitpunkt des Eingangs der (vollständjgen)
Antrüge.

Eine Streichung rles Eingetragenen aus

dem Register erfolgt von Amts wegen beim

Tode des Eingetragenen, bei Zulassung in einem

anderen Registerbezirk, bei Verzug aus dem

Registerbezirk, für den die Zulassung erfolgte,
und beim Wegfall der Voraussetzungen für die

Eintragung. Auf Antrag einer Kk. oder der

Vertragspartei der Zahnbehandler wird ge¬

strichen, wer ohne wichtigen Grund den A

schlufi des Einzeldienstvertrag«es oder die Ai

nähme der Kassenpraxis ablehnt od«er di

länger als drei Monate nicht ausübt. Eber

wird auf Antrag gestrichen, bei wem

dauernde Entziehung der Zulassung rech

kiäftig f«eststeht.

Ueber die Anträge auf Eintragung entsche

der Vorsitzende des OVA. und auf Beschwer

> Schiedsamt (SchA.) beim OVA.

Alle Eintragungen und Aenderungen der R

gister sind von den OVAe. den R e i c i. s

registern zu melden, welche für die ZaJ

arzte von der KZVD.. für die Dentisten \

Reichsverband deutscher Dentisten gefüh
werden.

Der ingetragene Zahnbehandler hat, ohne

dafi er eines besonderen Zulassungsantra^

bedarf, Anspruch auf Zulassung zur Kassen*

praxis im Rahmen der Zulassungsgrun

sätze. Wie bei der Zulassung von Kassenärzten

ist auch hier unter sämtlichen Bewerbern ein«

Auswahl zu treffen und der bestberechtigte zu

bevorzugen. Für die Auswahl sind im wesen

liehen die gleichen Umstände maßgebend, die

bei der Zulassung von Aerzten bedeutsam sind.

Im Rahmen der bevölkerungspolitischen Maß¬

nahmen der neuen Reichsregierung liegt es,

daß Familienväter besonders bevorzugt werden.

Im übrigen ist Voraussetzung für die Zulassung
neben der Eintragung eine zweijährige prak¬
tische Tätigkeit und der Besuch eines Vor¬

bereitungslehrganges für die Tätigkeit bei d«

Kk.en.

Zulassungen erfolgen nur, solange die Ver¬

hält n i s z a h 1 nicht erreicht ist. Auf je 15 000

Kassenmitglieder sind 10 Zahnbehandler, davon

6 Zahnärzte und 4 Zahntechniker zuzulassen.

Dabei wird die Gesamtzahl der Kassenmi

glieder in einem Registerbezirk oder, wo Ver¬

teilungsbezirke gebildet sind, in einem solch«

der Gesamtzahl der Zahnbehandler gegenüber¬

gestellt. Es kommt also — ebenso wie im

Kassenärzterecht — nicht auf die Verhältnis¬

zahl im Bezirk der einzelnen Kk. oder eine^

VA. an. Eingerechnet in die Gesamtzahl wer¬

den die Mitglieder derjenigen Kk.en, die im

Register- oder Verteilungsbezirk ihren Si

haben, und auf der anderen Seite alle Zahn¬

behandler, deren Praxisstelle sich in diesen Be¬

zirken befindet. Zahnbehandler ip Kassenzahn¬

kliniken werden, soweit nicht ihre Zulassui

ruht, mit angerechnet.

Ist die Gesamtverhältniszahl überschritten,

bleibt Jede dritte freiwerdende Stelle unbeset/

bis das Verhältnis erreicht ist. Ebenso ist

verfahren, wenn die Verhältniszahl nur in einer

Gi uppe (Zahnärzte oder Zahntechniker) üb*

hritten ist; für die andere Gruppe sind dar

Zulassungen unbeschränkt vorzunehmen bis j

Erreichung «h Verhältnisses. Ist das V-

hältnis für eine Gruppe nicht erreicht, in d«

anderen d .ren um mehr als 10 v. H. üb

hritten, so erfolgen in der unterbesetzt«

Gruppe Zulassungen bis zu 10 v.H. der n

der Gesamtverhältniszahl möglichen Zulassi

gen. Ist dann der der Gruppenverhältniszal
entsprechende Anteil der unterbesetzten Grupi
noch nicht erreicht, so fällt ihr von den G«

samtzulassungen jede zweite zu besetzei
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»He solange zu, bis die Gruppenverhältnis-
,1 erreicht ist.

Zulassung erfolgt für den Registerbezirk,
einen* Verteilungsbezirk oder auch für den

irk eines Zahnarztsitz«es. Zahnarztsitze

i vom Vorsitzenden des SchA. nach An-

ung der bezirklichen Verbände der Kk.en

I der KZV. bestimmt. Die Bildung von Zahn-

hnikersitzen sieht die Zulassungsordnung
ht vor.

Vorschriften über die Praxisverlegung und

n Praxistausch entsprechen den für Kassen¬

geltenden; sie sollen deshalb hier nicht

ier erörtert werden.

ie Durchführung der Zulassung obliegt dem

ion erwähnten Schiedsamt, das bei dem

VA. gebildet wird, welches das Register
führt Das SchA. besteht aus dem Vorsitzenden

l OVA. oder seinem Vertreter, drei Ver-

tern der beteiligten Kk.enverbände sowie

•i vom Reichsführer der KZVD. und einem

m Reichsverband der Dentisten bestellten

rtretern. Auf die Bestellung unparteiischer
Beisitzer hat man also verzichtet.

(iegen die Beschlüsse des SchA. in Zulassungs-
hen ist das Rechtsmittel der Revision und,

wenn es sich um die Entziehung der Zulas¬

sung handelt, der Berufung an das Reichs-

hiedsamt (RSchA.) gegeben. Das RSchA.

wird beim RVA. gebildet. Es besteht aus un-

maischen Mitgliedern und Vertretern der

anärzte. Zahntechniker und Kk.en.

zelheiten des Geschäftsganges, des Ver-

hrens und der Kostenregelung bei den ScbAe.

unrl dem RSchA. bestimmt das RVA.

in Ruhen der Zulassung tritt auf Be-

Muß des SchA. ein. Insbesondere ist das

Ruhen zu beschließen, wenn der Zugelassene
in Auswirkung eines Beamten- oder An-

>telltenverhältnisses regelmäßige Einnahmen

>n mindestens 500 RM. monatlich bezieht und

ine weitere Tätigkeit für die zahnärztliche

rsorgung der Versicherten und ihrer An¬

hörigen nicht erforderlich escheint. Ohne

Beschluß cles SchA. ruht die Zulassung bei Ver-

irauenszahnärzten für diejenigen Kk.en, für

'che die vertrauenszahnärztliche Tätigkeit

sgeübt wird.

Die Zulassung wird beendet mit dem Tode

Zugelassenen, mit der «lauernden Ent-

hur er Zulassung und der Streichung aus

rn Register (s.o.), außerdem beim Wegzu
5 «lern Praxis- oder Zahnarztsitzbereich oder

Verzug in einen anderen Verteilungsbezirk,
n die Zustimmung der Vert en

i Schluß sind noch als besonders bedeu-

j svoll lie II e b e r g a n g s b e s t i m m u n -

a zu erwähnen. Als mit dem Inkrafttreten

: ZO. zugelassen gilt jeder Zahnbehandler,

zu diesem Zeitpunkt laufend und nicht nur

•ntlich für eine Kk. des Registerbezirk
. s Wohnsitzes orler eines angrenzenden Re-

rbezirks tätig war. Für diese Zahnbehand-

rf es also eines besonderen Beschlus

SchA. nicht. Nur in Streitfällen muß da
A. tätig werden. Nicht berührt durch di.

hrift wird die auf Grund der VO. vom

Iura 1933 (RGBl I 350) für beende« erklär*

keit von Zahnbehandlern, wie denn über¬

haupt diese VO. in Kraft bleibt. — Be¬

vorzugt zuzulassen sind die Kriegsteilnehmer,
die seit dem Tage der Approbation oder der

Anerkennung nach § 123 RVO. mindestens ein

Jahr lang als Zahnarzt oder Zahntechniker tätig
gewesen sind. Ebenso bestehen Ausnahme¬

bestimmungen für die Zahnbehandler, die min¬

destens seit dem 1. April 1930 in einem Eigen¬
betrieb einer Kk. tätig sind oder seit diesem

Zeitpunkt mindestens zwei Jahre tätig waren.

Diesen Zahnärzten und Zahntechnikern ist die

sofortige Aufnahme der Kassenpraxis zu ge¬

statten, ohne daß das Zulassungsverfahren ab¬

gewartet werden mufi. Zuständig für die Ent¬

scheidung ist der Vorsitzende des SchA. Die

Aufnahme der Tätigkeit erfolgt unter der Vor¬

aussetzung, daß der Zahnbehandler sich ver¬

pflichtet, innerhalb eines halben Jahres den vor¬

geschriebenen Vorbereitungslehrgang (s. o.) zu

besuchen. Hans Adolf Aye, Halle (Saale).

Bezahlung von Hebammenhilfe bei Fehl¬

geburten.
Bescheid des Preuß. Min. des Innern vom

29. Mai 1933 (HIa II 113433).

Nach der RVO. fällt die Hilfeleistung der Heb¬

ammen bei Fehlgeburten nicht unter die WH.,
sondern ist als KH. anzusehen. Die Hilfeleistung
der Hebammen bei Versicherten ist von den

Kk.en zu bezahlen, wenn der Arzt die Hebamme

zur Hilfeleistung zuzieht, oder wenn die Heb¬

amme im Falle eines Notstandes in erster

Linie zugezogen wird. Das RVA. hat erklärt,
daß die grundsätzliche Anerkennung eines Not¬

standes durch die Kk.en keinen Bedenken unter¬

liegt, und die Spitzenverbände der Kk.en haben

bei Verhandlungen in meinem Ministerium sich

bereit erklärt, in allen Fällen, in denen eine Heb¬

amme zur Fehlgeburt zugezogen wird, den Not¬

stand anzuerkennen und die Hilfeleistung zu

bezahlen. Maßgebend war dabei die Erwägung,
daß durch eine sachgemäße rechtzeitige Hilfe¬

leistung bei Fehlgeburten Nachkrankheiten der

Frau vermieden und durchschnittlich mehr Aus¬

gaben erspart würden, als für die Hilfeleistung
«ler Hebammen aufzubringen wären. Dement¬

sprechend werden die Hilfeleistungen rler Heb¬

ammen bei Fehlgeburten von den Kk.en be-

ihlt, und dies scheint um so billiger, als die

Hebamme nach ihrer Dienstleistung verpflichtet
ist, Hilfe zu leisten.
In einem Fidle, in «lern sich eine Kk. weigerte,
die Hilfeleistung zu bezahlen, hat ein Berlin«

Gericht unlängst gerade unter Würdigung der

Berufspflicht «ler Hebamme die Kk. zur Zahlung
verurteilt
Bei dieser Recht e ist es mir /u meinem Be-

niern nicht möglich, gemäfi $ 376a RVO durdi

eine VO. über die von rlen K.ken und Ersatz¬

kass* in die Hebammen zu zahlenden Gebüh¬

ren aurh für die Hilfe bei Fehlgeburten eine

chsumme festzu n.

Arbeitslosen- und Invalidenversicherung
von Hausgehilfinnen in Anstalten der

freien Wohlfahrtspflege.
Bescheid «les RAM. vom 15. Juli 1Q33 (RABl.

S. I 185).
In meinem Schreiben vom 1. Juni 1933 — IV

S3 (RABl. S. I 155) habe ich ausgeführt.
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daß rlas Hauspersonal in Kranken- und Flege¬
lalter, nicht zu rlen Hausgehilfen gehört und

dab es dabei keinen Unterschied macht, ob es

sich um emeinnützij Anstalten oder um

lche handelt, die gewerbsmäßig betrieben

werden« Hierbei habe ich mich darauf bezogen,
daß ich d gleiche Aut ung bereits in

meinem Schreiten vom 23, Februar 1925 — IV

1396/25 (RABl. S. I 128) vertreten habe.

Dieser Hinweis hat zu Zweifeln Anlab gegeben,
weil in dem letztgenannten Schreiben zum Auv

«huck gebracht ist, daß unter „Haushalt" eine

nicht uf Erwerb gerichtete Lebensgemein¬
schaft anzusehen ist, wir* sie sich zwar haupt¬
sächlich in der Familie verkörpert, aber z. B.

auch in einer rlurch religiöse Vorschriften zum

gemeinsamen Leben verbundenen Personen¬

mehrheit. Es wirrl geltend gemacht, daß solche

Lebensgemeinschaften z. T. auch unter dem

Personal der Anstalten der freien Wohlfahrts¬

pflege vorkämen und «laß infolgedessen die

Kier zur Bedienung eingestellten Frauen und

l&dchen als Hausgehilfinnen im Sinne des

§ 72a AVAVG. anzusehen seien. Ich habe

keine Bedenken, mich dieser Auffassung anzu¬

schließen. Danach wird es maßgebend riarauf

ankommen, ob die Hausmädchen, die in solchen

Anstalten beschäftigt werden, dort ein wirk¬

liches Zuhause finden, wie es ihnen sonst im

Familienhaushalt geboten wird. Dies wird vor¬

zugsweise in kleineren Heimgemeinschaften rler

Fall sein, kann aber auch in größeren charita-

tiven Anstalten vorkommen. Ist rlie Eigenschaft
als Hausgehilfin zu bejahen, so ist m. E. auch

in diesem Fall die Befreiung von der Pflicht zur

AlVers. gegeben. Anders sind dagegen die¬

nigen Fälle zu entscheiden, in denen von einer

Lebensgemeinschaft der genannten Art nicht

gesprochen wertlen kann. Fälle rler letzteren

Art werden z. B. bei gemeindlichen Kranken¬

anstalten vorherrschten; aber auch bei An¬

stalten der freien Wohlfahrtspflege können sie

verkommen. Die mit Hausarbeit beschäftigten
Frauen uml Mädchen sind dann nicht Haus-

'hühnnen, sondern (iewerbegehilfinnen unrl

tmterli«egen solche «ler Pflicht zur AlVer

Die gleichen < lesichtspunkte sind in. F. maß-

ebend iür «lie F. «ler Frage, ob «lie Ermäßi¬

gung für die Beiträge zur InvV. nach rler VO«
über <lie Herabsetzung dii Beitrag für

Hausgehilfinnen vom 16. Mai 1931 (RGBl. I

S ) Platz greift
Di« inst der 1" bleibt vorbehalten.

Zuständigkeit zur Einziehung derAbgabe
zur Arbeitslosenhilfe im Falle der Ein¬

behaltung von Dienstbezügen bei An¬

gestellten des öffentlichen Dienstes in

Preußen.

In aein ben an 14. Januar 1^

(RABl. S. 1 i hat dei RAM- rt, dafi
auch diejenigen leib «ler Dienstbe/ü• lie

ich § 4 in Verbindung mit $ l dw Freu!

altungsV< I zeitweil nbehalten Wer¬

ls \; beitsen m/u- nd und «ia¬

her dei V AH. \. Die Ab-
t tritt fedoch hinsichtlich d( itibe-

iltenen Bezü erst in «lern blicl ein,
in «lern dich ihlt werdr al

A Uten m V r

auf den Tag ihrer Entlassung aus dem Di

folgt (§ 4 Abs. 2 a. a. O.).

Es ist die Auffassung zutage getreten, daß <

Einziehung der Abgabe durch die Kk* auch

dien, in denen das Beschäftigungsverhäh
der KV. oder der AlVers. unterlegen habe, ni*

mehr in Frage komme. Denn in dem Zeitpid
in dem die Abgabe fällig werde, sei die b

bereits erloschen und die Zuständigkeit der K

nicht mehr gegeben. Dieser Auffassung t.

der RAM. in einem Bescheid vom 22. Juni 1('

(RABl. S. I 170) unter Vorbehalt der instanzielh

E. entgegen. Es handelt sich um Arbeitsent'
für rlie Dauer des Beschäftigungsverhältniss«
Dabei kann es keinen Unterschied machen, «

das Arbeitsentgelt ganz oder teilweise währei

de Beschäftigungsverhältnisses oder na«

d n Beendigung gezahlt wird, ebensowen

wie der Zeitpunkt der Fälligkeit oder der Z

lung für das Bestehen der Pflicht zur KV. od

AlVers. maßgebend ist. Zuständig bleibt I

rlie Einziehung der Beiträge von dem nachge¬
zahlten Entgelt die Kk., weil der Angestellt»
während dieser Zeit versichert war. Das gleicl
gilt auch für die Einziehung der Abgabt\

Der Einwand, die Kk. habe keine Möglichkeit
zur Erfassung der nachgezahlten Bezüge, wird

nicht anerkannt. Die Kk. muß schon aus mm

nem Interesse im Hinblick auf die möglichst
vollständige Erfassung des Arbeitsentgelts b

die Beiträge zur KV. Feststellungen darüber

treffen, ob noch Bezüge auf Grund der Einb

haltungsVO. nachzuzahlen sind. Ermöglicht
werden ihr solche Feststellungen insbesond«

durch das Recht auf Auskunft durch Arbe:

geber aus $ 318a RVO. Dieses Auskunftsrecht

findet nach § 145 Abs. 3 AVAVG. auch für «lie

Beiträge zur AlVers. und ferner nach § 7 Abs 1

«ier AbgabeVO. vom 14. Juni 1932 auf die AI

gäbe Anwendung.
Soweit bei Angestellten des öffentlich«

Dienstes in Preußen rlie Abgabe an rlas Finarv

amt abzuführen ist, weil weder KV. noch

AlVers. besteht, bleibt das Finanzamt auch hin-

chtlich der Abgabe von den nachgezahlt«
Dienstbezügen zustandig.

Beitragspflicht zur Arbeitslosen¬

versicherung bei Untertagearbeit
im Steinkohlenbergbau.

Untertagearbeiter unrl unter Tage beschäftig
teilte des Steinkohlenbergbaues und ii

Arbeitgeb* Iren bish« i von der Beitrags

pflicht zur RfAuA. b it. Diese Befreiui

anriete sich auf Kap. I Art. v Dritl

VO. vom 5. Juni 1931 (RGBl.
S. 279) uiul auf § 2 «Irr Zweiten VO. Obei

von Schlichtu: Streitigkeiten öfh

licht ln1 vom 30. September 1()

(RGBl. 1 5 S21) sowie aut die dazu erh

\en Vi Ken. Die Befreiung der dur

VO.en bezeichneten Arbn. un

war /ul« tzt b zum 3< Juni 19

>chen.

Durd / vom 20. Juli 1933 (RGBL I S. 51<

nunmehr bestaun «laß die befrei'

bn. und Arbg. vom 1. Juli 1933 an wieder

Beil ur AlVers. herange; n w

Der Beit beträgt in den Monaten J
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>t und September 1933 2 v. H.f in den

tten Oktober, November und Dezember

i 4 v. H. des maßgeblichen Arbeit-

Versicherungspflichtige und Arbg.

trichten die Beiträge je zur Hälfte. Vom

Januar 1934 an richtet sich die Beitrags-

cht nach den allgemeinen Vorschriften.

Verhütung erbkranken Nachwuchses.

t langem beschäftigte man sich schon mit

Frage der Unfruchtbarmachung erbkranker

rsonen. Das starke Interesse, das der jetzige

n der Hebung der Gesundheit von Volk

I Rasse hat, schaffte aus dem bisher nur

skutierten Problem eineTatsache. Die Reichs-

irrung hat am 14. Juli 1933 ein Gesetz zur

. rhütung erbkranken Nachwuchses (RGBl. I

Y29) erlassen.

h diesem Gesetz können erbkranke Per¬

sonen durch chirurgischen Eingriff unfrucht¬

bar gemacht (sterilisiert) werden, wenn nach

n Erfahrungen der ärztlichen Wissenschaft

mit großer Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist.

ih ihre Nachkommen an schweren körper¬

lichen oder geistigen Erbschäden leiden wer-

n. Als erbkrank gilt, wer an angeborenem

Schwachs-nn, Schizophrenie, zirkulärem (me-

«. hanisch-depressivem) Irresein, erblicher Fall-

icht, erblichem Veitstanz, erblicher Blindheit,

ti blicher Taubheit oder an schwerer erblicher

larperlicher Mißbildung leidet. Wer an

hwerem Alkoholismus leidet, kann ebenfalls

unfruchtbar gemacht werden. Antragsberech¬

tigt ist derjenige, der unfruchtbar gemacht

werden soll. Aber au«ch der beamtete Arzt

und für die Insassen einer Kranken-, Heil- oder

Pilegeanstalt oder einer Strafanstalt der An¬

staltsleiter können die Unfruchtbarmachung

beantragen.

I)ie Entscheidung über die Unfruchtbar¬

machung erfolgt in einem förmlichen Ver¬

fahren. Zuständig für die E. ist das Erbgesund-

heitsgericht, in dessen Bezirk der Unfruchtbar-

f machende seinen allgemeinen Gerichtsstand

it. Das Erbgesundheitsgericht ist einem AG.

ugliedern. Zur Durchführung des Ver-

hrens haben Gerichts- und Verwaltungs-

l>ehörden sowie Krankenanstalten dem Erb~

^indheitsgericht auf Ersuchen Auskunft zu

teilen. Kk.en sind hierbei nicht aufgeführt.

ner Auskunfterteilung durch letztere düifte

^halb die Vorschrift des § 141 RVO. ent-

_
anstehen, wenn nicht noch Ausführungs-

>chriften anderes bestimmen. Gegen den

iWschluß des Erbgesundheitsgerichts, mag er

»lehnender oder die Unfruchtbarmachung an-

Inender Art sein, ist Beschwerde an das

bgesunc heitsobergericht, rlas einem Ober¬

licht angegliedert wird, zulässig. D

j ^sundheitsobergericht entscheidet end-

tig
Einirriff darf nur nach Rechtskraft rles Be-

isses jnd nur in einer Krankenanstalt von

m für das Deutsche Reich approbierten Arzt

j«führt werden. Die oberste Landesbehörde

timmt rlie Krankenanstalten und Aerzte. Hat

Gericht die Unfruchtbarmachung endgültig

: lossen, so ist sie auch gegen den Willen

Unfruchtbarzumachenden durchzuführen,

n nicht dieser allein den Antrag gestellt

hat. Der beamtete Arzt hat bd der Polizei¬

behörde die erforderlichen Maßnahmen zu be¬

antragen. Soweit andere Maßnahmen nicht

ausreichen, ist die Anwendung unmittelbaren

Zwanges zulässig.

Die Kosten des gerichtlichen Verfahrens trägt

die Staatskasse. Die Kosten des ärztlichen Ein¬

griffs trägt bei den der KV. angehörenden Per¬

sonen die Kk. Näheres darüber werden

vielleicht die noch ergehenden Durchführungs¬
vorschriften bringen. Bei nicht der KV. unter¬

liegenden Personen trägt im Falle der Hilfs¬

bedürftigkeit der Fürsorgeverband die Kosten.

In allen anderen Fällen werden die Kosten bis

zur Höhe der Mindestsätze der ärztlichen Ge~

bührenordnung und der durchschnittlichen

Pflegesätze in den öffentlichen Kranken¬

anstalten von der Staatskasse, darüber hinaus

von dem Unfruchtbargemachten getragen.

Der Vollzug dieses Gesetzes liegt den Landes¬

regierungen ob. Der Reichsminister des Innern

erläßt im Einvernehmen mit dem Reichs¬

minister der Justiz die zur Durchführung er¬

forderlichen Rechts- und Verwaltungsvor¬
schriften. Als Zeitpunkt des Inkrafttretens des

Gesetzes ist der 1. Januar 1934 bestimmt

worden. H. L.

Begriff der Entbindung im Sinne der

Krankenversicherung.

Bescheid des RVA. vom 1. Juli 1933 (II K 2122

— 426/33).

Vorbehaltlich einer E. im Rechtszuge hält das

RVA. an der in der E. 2678 (AN. 1921 S. 433)

und der E. 2973 (AN. 1926 S. 360; zu vergl.

auch den Besch. d«es RVA. vom 28. Januar 1927,

EuM. Bd. 20 S. 242 Nr. 3) enthaltenen Aus¬

legung des Begriffs „Entbindung' (Niederkunft)
im Sinne der §§ 195a und 205a RVO. fest. Da¬

nach fällt nicht unter diesen Begriff eine vor¬

zeitige Geburt (Fehlgeburt), worunter die vor

der 28. Schwangerschaftswoche erfolgte Aus¬

stoßung einer niemals lebensfähigen Frucht von

weniger als 32 cm Länge zu verstehen ist. Eine

Entbindung im Rechtssinne ist dagegen anzu¬

nehmen, wenn ein lebendiges Kind frühzeitig

oder rechtzeitig geboren wird, auch wenn es

sich dann als nicht lebensfähig herausstellt.

Ferner liegt eine Entbindung auch dann vor,

wenn das Kind innerhalb der Zeit von einigen

Wochen vor der Geburt bereits abgestorben

war, sofern das Absterben erst nach dem Ab¬

lauf der 27. Schwangerschaftswoche erfolgte.

Das Rundschreiben des Reichsministers des

Innern betr. einheitliche Regelung der Begriffe

„Lebendgeburt", „Totgeburt" un«! „Fehlgeburt"

vom 19. Dezember 1931 (VZ. 1932 S. 100,

Schriftl.) berührt das Gebiet «ler RVO. nicht.

Stellenvorbehalt
für Versorgungsanwärter.

Erlaß rles preuß. Finanzministers vom 13. Juli

1933 (Preuß. BesBl. S. 161).

Der Herr Reichsminister «les Innern hat sich im

Einvernehmen mit dem Herrn Reichswehr¬

minister gemäß § 73 der Anstellungsgrundsätze

in der Fassung vom 16. Juli 1930 damit einver¬

standen erklärt, daß zunächst bis zum 30. Sep¬

tember 1933 freiwerdende Angestelltenstellen
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anstatt zu 90 v. H. nur noch zu 50 v. H. mit Ver-

s« ngsanWärtern b«esetzt werden. Weiter¬

gehende Anweisungen werden insoweit auf¬

gehoben; 50 v.R d» neu zu besetzenden

Stellen können danach vorzugsweise mit be¬

währten Kämpfern für die nationale Erhebung

besetzt werden.

1 ur Beamtenstellen hat der Herr Reichsminister

des Innern w«egen der nach wie vor außer¬

ordentlich ung >tigen Lage der Zivilversorgung

rlie gehenden Stellenvorbehalte unverändert g<

lassen.

Soweit für eine Genehmigung nach § 73 der An-

stellungsg i undsätze die Aufsichtsbehörde zu¬

ständig ist, ergeht besondere Weisung.

Versicherungspflicht der Hilfspolizisten.

Bescheid «les Preuß. Min. des Innern vom 7. Juli

1933 (UbI 59 Nr. 81 VI 33).

Die Hilfspolizei versieht ihren Dienst ehrenamt¬

lich. Ein „Entgelt" erhält der Hilfspolizeibeamte
nicht, sondern in sehr beschränktem Umfange
und nur bei ausnahmsweise lang andauerndem

Einsatz eine geringfügige Aufwandentschädi¬

gung für die ihm dann entstehenden Verpfle¬

gungsausgaben und die Bekleidungsabnutzung.
Die Hilfspolizei wird auch nicht von Staats

wegen untergebracht. Damit entfällt die im

dortigen Schreiben gekennzeichnete Voraus^

Setzung für eine VPfl.

Die durch Erl. vom 22. Februar 1933 zur vor¬

übergehenden Verstärkung der ordentlichen

Polizei geschaffene Hilfspolizei ist nicht zu ver¬

wechseln mit den früheren Hilfspolizeiorganen,
die im Gegensatz zu ersterer hauptamtlich an-

g-estellt sind.

Der Arbeitgeberbeitrag aus den §§ 143 a

bis 144 AVAVG.

Zur Durchführung der Arbeitslosenversiche¬

rung haben Arbeitgeber und Arbeitnehmer Bei¬

trüge zu entrichten. Versicherungspflichtige
und ihre Arbeitgeber zahlen je die Hälfte der

Arbeitslosenbeiträge, Versicherungsberechtigte

tragen sie allein.

Soweit die Arbeitnehmer nach den §§ 70 bis

75d AVAVG. von der Arbeitslosenversiche¬

rungspflicht befreit sind, zahlen sie für ihren

Teil auch keinen Beitrag zur Arbeitslosenver¬

sicherung. Die §§ 143a bis 144 AVAVG. be¬

stimmen aber, daß die Arbeitgeber ihren Bei¬

tragsteil, also den halben Arbeitlosenbeitrag,

zu zahlen haben, wenn sie für B«eschäftigte, rlie

nach §§ 70 bis 75d a, a. O. von der Arbeits¬

losenversicherung befreit sind, keine oder eine

verspätete Befreiungsanzeige erstatten, wenn sie

geringfügig Beschäftigte in ihren Diensten

haben, wenn sie Hausgewerbetreibende oder

Heimarbeiter beschäftigen, deren Tätigkeit nur

auf Grund cles § 75c versicherungsfrei ist, oder

wenn durch Verschulden des Arbeitgebers Vi

Beschäftigung eines land- oder forstwirtschaft¬

lichen Arbeiters vor dem Erlöschen der Ver¬

sicherungsfreiheit b«eendet wird.

Für die Versicherungspflichtigen müssen

die Arbeitslosenbeiträge, wie der § 145 AVAVG.

bestimmt, als Zuschläge zu den Kassenbei¬

trägen und mit diesen entrichtet werden, soweit

Versicherungspflichtigen auch für rlen

Fall rler Krankheit versichert sind. Unterli«

die Versicherungspflichtigen nicht der Kr

ken- aber der Angestelltenversicherung, dai

m n die Arbeitslosenbeiträge an

Krankenkasse gezahlt werden, der die \

icberungspflichtigen angehören würden, we\

ihr regelmäßiger Jahresarbeitsverdienst

rlie Grenze d< Krankenversicherungspilu

überstieg« Für knappschaftlich vers

Angestellt sind die Arbeitslosenbeiträge
die Reichsknappschaft zu überweisen.

Auf die Zahlung der Arbeitslosenbeitrüge fi

den die ($ 394 bis 397 und 398 bis 405, sow<

s sich um Zahlungen an die See-Krankenk

handelt, außerdem noch die §§ 490 Abs. 2 S

2 und 3 erster Halbsatz sowie 493a Abs.2 RVO

Anwendung. Ueber die Frage, ob für die I

hebung und Zahlung der Arbeitslosenbeiträge, ri

als Zuschläge zu den Kassenbeiträgen ur

mit diesen zu entrichten sind, auch die V«*

schriften der RVO.r insbesondere der § 3G

gelten, ist noch keine Uebereinstimmung

_elt worden. Das RVA. hat zwar in einei Ent¬

scheidung vom 9. November 1932 erklärt, dai

auch krankenversicherungspflichtige Arbei

nehmer in Krankheitszeiten, für die nach § 383

RVO. die Kassenbeiträge w«egfallen, beitrug
pflichtig zur Arbeitslosenversicherung bleibe

solange das versicherungspflichtige Beschäfti¬

gungsverhältnis fortdauert. Diese Entscheidui

ist aber recht anfechtbar. Selbst der Präsident

der Reichsanstalt will sie nur für Versichei

angewendet haben, die während der Krankh«

ihren Arbeitsentgelt unverändert weit*

beziehen. (Volkstüml. Zeitschr. 1933 S. 168.)

Mit dem b«esonderen Charakter des Arbei

geberbeitrag«es aus den §§ 143a—144 AVAV<

hat sich unseres Wiss«ens die Rechtsprechur
noch nicht beschäftigt. Das ist insofern aui

fällig, weil auch das AVAVG. über die Zahbn

dieser Beiträge keine R«egeln enthält. Der $ 14>

AVAVG. behandelt nur die Beiträge für Ver¬

sicherungs p f 1 i c h t i g e, während die Arbei

geberbeiträge aus den §§ 143a—144 a.a.O. füi

Versicherungs f r e i e zu zahlen sind. Die Voi

schriften des § 145 sind deshalb nicht oh;

weiteres auf diese Sonderbeiträge anzuwenden

Die Arbeitgeberbeitrage aus den §§ 143a—144

haben den Charakter eines selbständigen Bei¬

trags, der, losgelöst von den übrigen, auch

nach eigenen Gesetzen zu erheben und zu ent¬

richten ist. Die Zeiten, für welche diese Bei¬

träge entrichtet werden müssen, bestimmen di'

$g 143a—144 AVAVG.

In der Regel b«eginnt die Pflicht zur Zahlui

dieser Beiträge mit dem Beginn der Arbeit

losenversicherungsfreiheit des Beschäfti«^

Ausgenommen sind nur die im § 144 ange¬

führten Fülle, für die besondere Beitragszeitei.

bestehen. Dag«egen endet die Beitragspflicht

bei verspäteten Befreiungsanzeigen mit dem

Ende der Kalenderwoche, in der die Befreiung

anzeige formgerecht bei der Kasse eingeht. 1

ringfügig Beschäftigte, Hausgewerbetreiben«h
und Heimarbeiter sollen die Arbeitgeber .so¬

viel zahlen, wie sie im Falle der Versicherun.

pflicht der Beschäftigung als Arbeitgeberant«
rles Beitrags zahlen müßten". Mit dieser Voi

schrift rler §§ 143b und 143c soll nicht di

Dauer, sondern die Höhe des Arbeitgeber!*

tiages festgesetzt werden. Mangels einer andei
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tigen Regelung ist deshalb anzunehmen, daß

diese versicherungsfreien Beschäftigten der

>eitgeberbeitrag nur für die Dauer des Be-

dtigungsverhältnisses zu zahlen ist. Der

7 Abs. 1 RVO. darf für di«esen Sonderbei-

g nicht angewendet werden. Andererseits

It aber auch die Möglichkeit, die Arbeit-

ter von der Beitragspflicht während einer

nkheit, Schwangerschaft oder eines Wochen-

tt«es ihrer Beschäftigten zu befreien, weil der

trag aus den §§ 143a bis 144 AVAVG. mit

Vorschriften der §§ 383 RVO. und 168

\VG. nicht verbunden ist. Die Beitrags-
cht aus den §§ 143a—144 AVAVG. wird

.nzufolge durch beitragsfreie Zeiten nicht

umbrochen. W.

Beachtenswertes zur Reform der

Krankenversicherung«

Folgende Zeilen mögen einiges zur Reform der

KV. beitragen:

Was ist abänderungsbedürftig? Wasewitz hat

s« hon in seinem Aufsatz vom 1. Juni 1933 ein

sehr wichtiges Gebiet der Wochenhilfe gestreift,
es ist meines Erachtens notwendig, nochmals

her darauf einzugehen. Er führt ganz richtig

aus, daß das Wochengeld vor der Entbindung
.e Einschränkung erfahren kann. Ich möchte

nicht verfehlen, auf einen weiteren Uebelstand

und zwar auf die Höhe des Wochen- und Still¬

geldes hinzuweisen. Bekanntlich richten sich

se bei den Pflicht- und Weiterversicherten

di der Höhe des jeweiligen Grundlohnes,
wahrend für die Familienangehörigen einheitlich

ein Satz von 50 Pf. für das Wochengeld und

25 Pf. für das Stillgeld festgesetzt ist. Es liegt
hier zweifellos ein Mißstand vor. Ich will nur

e i n Beispiel herausgreifen:

Die Ehefrau eines Versicherten entbindet und

erhält, da die Voraussetzungen nach 205a

RVO. vorli«egen, Familienwochenhilfe. Das

Wochengeld beträgt 50 Pf., das Stillgeld 25 Pf.

täglich. Sie selbst hat im Hause drei unmündige
Kinder zu versorgen, es war ihr deshalb nicht

möglich, irgendeiner versicherungspflichtigen
Beschäftigung nachzugehen. Eine Wöchnerin

aber, welche infolge ihrer familiären Verhält¬

nisse in der Lage war, einer Beschäftigung nach¬

zugehen und die daher pflichtversichert ist,

fen wir mit einem Grundlohn von 2,<30 RM.

(meistens der Durchschnitt), erhält im Gegen¬
satz zu den Familienangehörigen ein Wochen¬

geld von 1,40 RM., vor der Entbindung sogar

2,10 RM. täglich. Die Mutter, welche Familien-

wochenhUfe bekommt, erhält die weit niedri¬

geren Beträge, leistet aber in ihrem Haushalt

meines Erachtens dasselbe für den Staat und

Volksgesundheit im volkswirtschaftlichen Sinne,
ds die selbstversicherte Wöchnerin. Das Still—

d müßte einheitlich auf einen bestimmten

rag für Wochenhilfe und Familienwochen-

ilfe festgesetzt werden. Ebenso müßte das

h hengeld für die Pflicht- oder Weitervers.

h oben hin auf einen bestimmten Betrag b«e-

st werden.

i h/eitig möchte ich noch auf die Entsch.

RVA. 3124 vom 13. Oktober 1927 (Amtl.
tchr. 1923 S. 108) hinweisen. Hiernach erhält

?rsicherte Wöchnerin, die wegen Krank¬

heit während ihres Wochenbettes Krankenhaus¬

pflege nach § 184 RVO. genießt, das ihr zu¬

stehende Wochengeld nach § 195a während der

Krankenhausbehandlung in vollem Umfange
ausb«ezahlt, obwohl die Wö«chnerin in diesem

Falle keinerlei Aufwendungen für ich g«e~

braucht und den vollen Unterhalt im Kranken¬

haus erhält. Es würde genügen, wenn in einem

solchen Falle das Wochengeld um die Hälfte

gekürzt würde, wie dies ja auch bereits im

| 195a Abs. 4 vorgesehen ist, wenn eine Wöch¬

nerin nach der Entbindung gegen Entgelt ar¬

beitet. Man kann ohne weiteres die Gewäh¬

rung des Unterhalts im Krankenhause einem

verminderten Entgelt gleichstellen.

Dringend zu empfehlen wäre auch, die Be¬

stimmungen für Ausgesteuerte, welche sich frei¬

willig weiterversichern, neu zu regeln. Auf

Grund § 183 RVO. endet die Krankenhilfe mit

Ablauf der 26. Woche nach Beginn der Krank¬

heit. Nach einer Entscheidung des RVA. vom

18. März 1920 hat nun das bisherige Pflicht¬

mitglied, nachdem es ausgesteuert ist und sich

freiwillig weiterversichert hat, einen Anspruch
auf neue Leistungen nur, wenn inzwischen ein

Zustand bestanden hat, der weder Heilbehand¬

lung erforderte, noch mit Arbeitsunfähigkeit
verbunden war. Freiwillig Weiterversicherte,

die infolge chronischer Krankheit noch eine

lange Zeit behandlungsbedürftig sind, haben

solange keinen Anspruch auf Krankenhilfe, so¬

lange das Leiden nicht behoben ist. Es wider¬

spricht dem Sinne der Sozialversicherung, wenn

man diese Leute von dem Genuß der Kranken¬

hilfe gänzlich ausschaltet. Man müßte meines

Erachtens so verfahren, daß man nach Ablauf

einer bestimmten Frist dem Ausgesteuerten, der

sich freiwillig weiterversichert hat, infolge einer

neuen Erkrankung, auch wenn das Aussteue¬

rungsleiden noch Behandlungsbedürftigkeit er¬

fordert, nach einer gewissen Zeit zumindestens

Krankenpflege gewährt.

Den Ausführungen von Wasewitz, Berlin, in der

„Volkstümlichen Zeitschrift" vom 1. Juni 1933

betr. Gewährung von Krankenhauspflege kann

ich mich nur vollinhaltlich anschließen; es wäre

ein großes Verdienst der maßgebenden Stellen,

wenn dieses Gebiet besondere Beachtung finden

würde.

Max Fischer, Sekretär der Allgemeinen
Ortskrankenkasse für die Stadt Hildesheim.

Schadensersatzpflicht des Arbeitgebers

wegen zu niedriger Beitragszahlung.

E. des RArbGer. vom 11. Mai 1932 (RAG. 62 32).

Am den Gründen: Da« Berufungsgericht seht

davon aus, dafl die Beklagte im Arl »-rtrap die

Verpflichtung .i_H»rn«.mmen habe, «lie gesamten »1-

vers_chcrunirsl>ei.rage, also auch die an sich «lern Klarer

r last fallemlen Anteil«*, zu tragen. _Ks leitet hieraus

die liebernahnu» der vertraglichen Verpflichtung her.

die Anmeldung des Klägers zu den Sozialversicherungen

richtig und ordnungsmäßig zu bewirken und die dem

lohn entsprechenden Beiträge richtig an die Kk. und

KfAuA. abzuführen. Da die Beklagte diese ihre Ver-

tragspflichi zur richtigen Anmeldung und zur richtigen

Beitragsleistung verletzt habe, kommt das Berufung*-

Serich. rechtlich zutreffend — zu dern I bnis. dafl

ie Beklag m Ki «len Schaden zu ersetzen habe,

r durch ihr vertragswidrige« Verhalten entstanden se
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ANFRAGEN UND AUSKÜNFTE]
Wir erteilen Beziebern unserer Zeitschrift, ohne eine Verpflichtung zu übernehmen, kostenlos Auskünfte u»

dem Gebiet der Sozialversicherung. Fine zivilrechtliche Haftung für die Auskunfterteilung wird nicht

nomine. Die Antv%orten werden brieflich gegeben und hier veröffentlicht, wenn sie von allgemeinem Inter«tsse

Die Sdmftleit

Beginn der AIVersFr. bei verspätetem Ab¬

schlug eines schriftlichen Lehrvertrages.

Trage: Für den bd ihm beschäftigten Lehr¬

ling reicht der Schlossermeister Z. gem.iß &§74,
85a AVAVG. am 11. Juli 1933 eine Befreiungs¬

anzeige bei unserer Kk. ein. Die Lehrzeit b«e-

trägt drei Jahre und läuft vom 1. Mai 1933 bis

31). April 1936. Der schriftliche Lehrvertrag be¬

steht seit 9. Juli 1933. Seit wann ist die Be-

häftigung v.frei? Hat der Arbg., gegebenen¬
falls bis zu welchem Tage, Beiträge zur AlVers.

nach § 143a AVAVG. zu entrichten?

Antwort: Für die VFr. eines Lehrlings von

eler AlVers. wird nach § 74 Abs. 1 Satz 1

AVAVG., abgesehen von § 74 Abs. 1 Satz 3

AVAVG., als eine der Voraussetzungen die

Scrhriftform des Lehrvertrages gefordert. Nach

$ 126b GO. ist für gewerbliche Lehrlinge der

Lehrvertrag binnen vier Wochen nach B«eginn
der Lehre schriftlich abzuschließen. Geschieht

das und sind die sonstigen Voraussetzungen

gegeben, ist die Beschäftigung von Beginn an

alvers.frei. Wird der Lehrvertrag, wie in vor¬

beugendem Falle, verspätet schriftlich geschlos¬

sen, so ist die Voraussetzung der Schriftlich¬

keit des Lehrvertrages erst vom Tage des

schriftlichen Vertragsabschlüsse gegeben. Erst

von diesem Tage an tritt VFr. ein, allerdings

nur, wenn von da an auch die weiteren Vor¬

aussetzungen (zweijährige Dauer usw.) erfüllt

sind. Bei anderer Handhabung wäre die nicht

zulässige Möglichkeit vorhanden, daß Lehrver¬

hältnisse ohne schriftlichen Lehrvertrag nach¬

träglich, vielleicht kurz vor Ablauf oder so¬

gar nach Beendigung der Lehrzeit, schriftlich

abgeschlossen und dadurch rückwirkend al¬

vers.frei werden. In dem der Anfrage zugrunde
li«egenden Fall beginnt danach die VFr. nicht

mit dem Lehrverhältnis am 1. Mai 1933, son¬

dern erst mit dem Tage des schriftlichen Ver¬

ti agsabschlusses, dem 9. Juli 1933. Bis zum

8. Juli 1933 besteht AlVersPfl. und volle Bei¬

tragspflicht. Der 9. Juli 1933 ist der Tag des

Eintritts des Befreiungsgrundes. Die am 11. Juli

1933 erstattete Befreiungsanzeige ist demgemäß
nech 8 85a Abs. 2 Satz 2 AVAVG. fristgemäß
eingegangen. Eine Beitragspflicht aus § 143a

AVAVG. kommt nicht in Frage. Für die Dauer

rler VFr. sinel ab 9. Juli 1933 Beiträge nicht zu

zahlen.

Umfang des Zuschusses zur Krankenhauspflege
für Familienangehörige.

Frage: Nach rler Sitzung der AOKk. H.

wird bei Krankenhauspileg> Familienangehö¬

riger ein Zuschuß von zwei I>ritteln der tat¬

sachlich entstehenden Kosten gewährt. Aerzt¬

liche Sachleistungen werden daneben voll be-

ihlt. Bei der Einweisung der Ehefrau eines

Mitglieder teilte die Kk. dem Krankenhaus

daß sie von den Kosten zwei Drittel der Pau¬

schalstes der 3. Klasse und ärztliche Sa«

leistungen voll übernehme. Dabei stützte i

die Kk. auf den Tarif des Krankenhauses, v

nach für Kassenmitglieder in der 3. Klasse je

Tag 5,50 RM. Verpflegungskosten einschl. in

licher und arzneilicher Behandlung, ausgenom¬

men ärztliche Sachleistungen, zu zahlen sin«i.

Das Krankenhaus stellte der Kk. neben den

Sachleistungskosten und zwei Drittel des Pau¬

schalsatzes je Tag jedoch noch zwei Dri*

einer Operationsgebühr von 50 RM. (Blin«i-

darmoperation) in Rechnung. Begründet wurde

letztere Forderung damit, daß die Kk. die

Krankenhauskosten nicht voll trage, das I

milienmitglied deshalb als Privatpatient gelte

und als solcher nach dem Tarif neben Sach-

leistungs- und Pauschalkosten auch die beson¬

dere Operationsgebühr zu tragen habe. Die

Kk. verweigerte die Zahlung des Anteils an

der Operationsgebühr. Wie ist die Rechtslae

Antwort: Gewährt die Kk. einen Zuschuß

zur Krankenhauspfl«ege Familienangehöriger,
dann ist die Rechtslage nach der Vorschritt

des § 205 Abs. 3 RVO. so, daß das Mitg)
oder der Familienangehörige gegenüber dem

Krankenhaus selbst zahlungspflichtig ist und

von der Kk. den Betrag des Zuschusses ei-

stattet erhält. Ohne daß damit das direkt.

Schuldverhältnis des Mitgliedes oder des A

gehörigen gegenüber dem Krankenhaus g

ändert wird, kann aber die Kk. den Zusch

unmittelbar an das Krankenhaus zahlen. Trifft

es zu, daß Privatpatienten zur Entrichtung dei

Operationsgebühr verpflichtet sind, befindet

sich das Krankenhaus, wenn die Kk. mit ihm

keine allgemeinen abweichenden Vereinbart

gen über Angehörige Versicherter getrofi«

hat, mit seiner Forderung im Recht. Die Pau-

schalvereinbarungen für Kassenmitglieder g

ten dann nicht. Nach der Satzung wird <

Zuschuß in Höhe von zwei Dritteln der tat¬

sächlich entstehenden Kosten gewährt. Di-

tatsächlichen Kosten bemessen sich nach d<

Betrag, den das Mitglied oder der Angehör;
an das Krankenhaus zu zahlen verpflichtet i

Die Mitteilung der Kk. an das Krankenhai

daß sie neben den Kosten ärztlicher Sa«

leistungen nur zwei Drittel der Pauschalsät

für die 3. Klasse übernehme, entspricht son

nicht der Satzung und ist für das Krankenha»

nicht verbindlich. Die Kk. hat vielmehr auß

den Sachleistungskosten einen Zuschuß v

zwei Drittel der Pauschalsätze und zwei Dritt

der Operationsgebühr zu erstatten.

Verantwortlicher Schriftleiter: Josef Aman. — VERLAG DER WARTE. Berlin W 57, Potsdamer Str. 75.

Druck: Lindenhaus A.-G., Berlin SW W.



AUFGABEN UND LOSUNGEN

Unsere heutigen Aufgaben befassen sich mit Fragen des Grundlohns. Die Lösungen dazu

veröffentlichen wir in der nächsten Nummer. Die Schriftleitung.

1. Aufgabe: Die Baufirma S. in T. meldete

den Maurer VI. vom 6. März 1933 bis 8. April
1033 bei der AOKk. T. an. Als Entgelt wurde

n Stundenlohn von 1,05 RM. und eine

chentliche Arbeitszeit von 48 Stunden an¬

geben. Tatsächlich wurde diese Arbeitszeit

.r in der ersten Woche vom 6. März bis

12. März 1933 erreicht. U. hat dann in den

ochen vom 13. März bis 19. März 1933 nur

i Stunder, vom 20. März bis 26. März 1933

nur 42 Stunden, vom 27. März bis 2. April 1933

dagegen 54 Stunden, vom 3. April bis 8. Anril

1^33 nur 39 Stunden gearbeitet. Die Firma hat

entsprechend der Anmeldung Beiträge durch¬

gehend nach einem dem Verdienst von

Stunden entsprechenden Grundlohn ab¬

gezogen und an die Kk. abgeführt. In der

Satzung der AOKk. T. war bei einem Wochen-

rdienst bis 45,50 RM. ein Grundlohn von

6 RM., bis 52,50 RM. ein Grdl. von 7 RM.,

bis 59,50 RM. ein Grdl. von 8 RM. vorgesehen.
Außerdem war bestimmt, daß sich der Grdl.

immer erst vom Montag der einer Lohn¬

änderung folgenden Woche ändert. Am 1. April
1033 erkrankte U. behandlungsbedürftig und

trat in ärztliche Behandlung. Bereits am 10. April
1033 fand U. neue Arbeit bei der Firma V.

in W. gegen einen Wochenlohn von 35 RM.

Er wurde mit einem Grdl. von 5 RM. zur

AOKk. W. gemeldet. Hier erkrankte er arbeits¬

unfähig am 25. April 1933, nachdem die Be-

handlungsbedürftigkeit bis dahin fortgedauert

hatte. II. verlangte von der AOKk. W. Kranken¬

geld nach einem Grdl. von 7 RM. Er be¬

gründete seine Forderung damit, daß er mit

diesem Grdl. zur AOKk. T. gemeldet war und

danach Beiträge gezahlt habe. Dieser Grdl. galt
bei B«eginn seiner Erkrankung am 1. April 1933.

Nach herrschender Rechtsauffassung sei der

Erkrankungsbeginn für die Beurteilung aller

Ansprüche, die aus einem Versicherungsfall

ei hoben werden, maßgebend; die Höhe des

Krankengeldes richte sich daher stets, auch

wenn Arbeitsunfähigkeit unter geänderten Lohn¬

verhältnissen eintritt, nach dem zum Er¬

krankungsbeginn geltenden Grdl.

Ist die Auffassung des U. über den für ihn bei

der AOKk. T. geltenden Grdl. zutreffend oder

welcher andere, gegebenenfalls wechselnde

GrdL kommt während des ersten Beschäfti-

ngsverhiiltnisses in Frage? Nach welchem

Grdl hat die AOKk. W. Krankengeld zu ge-

hren?

2. Aufgabe: Auf Grund vers.pflichtiger Be¬

ifügung ist der Mechaniker A. seit dem

Juli 1933 bei der AOKk. B. versichert. Am

August 1933 erkrankte A. arbeitsunfähig.
Bis dahin hatte er an 24 Arbeitstagen 167,30 RM.

verdient. Die AOKk. B. hatte den Grdl. nach

«lem wirklichen Arbeitsverdienst festgesetzt und

bestimmt, daß zur Berechnung der Bar-

jungen als Grdl. der auf den Kalendertag

entfallende Teil des wirklichen Arbeitsver¬

dienstes der letzten sechs Wochen gelte. Vor

Aufnahme der vers.pflichtigen Beschäftigung
hatte A. vom 6. Februar 1933 an Arbeitslosen¬

unterstützung, und zwar wöchentlich 13,70 RM.

bezogen. Weil die Beschäftigung bis zum Tage
der Erkrankung nicht sechs, sondern nur vier

Wochen währte, rechnete die Kk. die dem Be¬

schäftigungsbeginn vorhergehenden letzten

beiden Wochen des Alu.-Bezuges hinzu. Für die

Ermittlung des zur Berechnung des Kranken¬

geldes in Betracht kommenden Grundlohns

legte die Kasse danach den Verdienst der vier

Wochen mit 167,30 RM. sowie den Betrag der

Alu. für zwei Wochen mit 27,40 RM., zu¬

sammen 194,70 RM. zugrunde. Die Kk. be¬

trachtete in diesem Zusammenhange auch die

Alu. als wirklichen Arbeitsverdienst, weil diese

durch § 118 Abs. 1 Satz 3 AVAVG. dem Ar¬

beitsverdienst gleichgestellt worden ist. Da¬

durch, daß die Alu. niedriger als der nachher

bezogene Arbeitsverdienst war, blieb der nach

dem Durchschnitt der letzten sechs Wochen

errechnete Grdl. hinter dem Betrag zurück, der

als Grdl. in Frage gekommen wäre, wenn die

Kasse die Berechnung nur nach der tatsäch¬

lichen Beschäftigungszeit und dem tatsächlichen

Verdienst vorgenommen hatte. A. legte deshalb

gegen die Handhabung der Kasse B«e-

schwerde ein.

Wie ist die Rechtslage? Nach welchem Grdl. ist

das Krankengeld an A. zu zahlen?

3. Aufgabe: In der Satzung der AOKk. C.

ist der wirkliche Arbeitsverdienst der ein¬

zelnen Versicherten als Grdl. festgesetzt wor¬

den. Darüber, von welchem Zeitpunkt an Lohn-

Änderungen auf den Grdl. Einfluß gewinnen,
bestimmte die Satzung nichts. Dem bei der

Firma D. beschäftigten Angestellten E., der bei

der AOKk. C. seit 1. Januar 1933 gemeldet

war, wurden für Januar 1933 180 RM., für

Februar 210 RM., für März und April 235 RM.

und für Mai 250 RM. Gehalt gezahlt. Den Bei¬

trag berechnete die Kk. für Januar von einem

Grdl. von 6 RM., bei 31 Tagen von insgesamt
186 RM.; für Februar ebenfalls von 6 RM.. bei

28 Tagen von insgesamt 168 RM.; für März

von 7 RM., bei 31 Tagen von insgesamt 217 RM.;

für April von 7,50 RM., bei 30 Tagen insgesamt
von 235 RM.; für Mai ebenfalls von 7,50 RM., bei

31 Tagen von insgesamt 242,50 RM. Diese Art

der Orundlohnermittlung und Beitragsberech¬

nung vermochte die Firma mit dem Begriff der

Festsetzung des Grundlohns nach dem wirk¬

lichen Arbeitsverdienst nicht in Einklang zu

bringen. Sie leitete deshalb gegen die Kk. ein

Streitverfahren beim VA. ein mit dem Antrag,
daß die Beiträge für Januar von 180 RM., für

Februar von 210 RM., für März und April von

235 RM. und für Mai von 250 RM. zu be¬

rechnen seien.

Wie wird das VA. entscheiden?
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Sie ßtaucfmen dringend
die Fortbildungsschriften für Soziolversicherung

Die deutsche Sozialversicherung und -fürsorge. Von Christion Kraiker, Mannheim. 2. Auflage.

Preis: 0,80 RM., für Nichtbezieher 1,60 RM.

Die Versicherungsptlicht in der Krankenversicherung. Von R. Gruber, Verwaltungsdirektor der

AOKK. für den Verwaltungsbezirk XI der Stadt Ber'in, Berlin-Schöneberg. 3. Auflage. Preis

0,90 RM., für Nichtbezieher 1,60 RM.

Die Regelleistungen in der Krankenversicherung. Von Julius Cohn, Verwaltungsdirektor der

AOKK. der Stadt Berlin. 3. Auflage. Preis 0,60 RM., für Nichtbezieher 1,20 RM.

Vergriffen.
Die Wochenhilfe und Familien-Wochenhilfe in der Krankenversicherung. Von Julius Cohn, Ver¬

waltungsdirektor der AOKK. der Stadt Berlin. Neuauflage. Preis 0,50 RM., für Nichtbez. 1,— RM.

Die Versicherungsberechtigung. Von R. G r u b e r
,
Verwaltungsdirektor der AOKK. für den Ver¬

waltungsbezirk XI der Stadt Berlin, Berlin-Schöneberg. 2. Auflage. Preis 0,60 RM., für Nicht¬

bezieher 1,20 RM.

Die Meldevorschriften des zweiten Buches der Reichsversieherungsordnung. Von G. Wasewitz,

Bürodirektor der AOKK. der Stadt Berlin. Zweite erweiterte Auflage. Preis 0,60 RM., für Nicht

bezieher 1,20 RM.

Mehrleistungen in der Krankenversicherung, sonstige Bestimmungen, gemeinsame Vorschriften,

besondere Berufszweige. Von Julius Cohn, Verwaltungsdirektor der AOKK. der Stadt Berlin.

3. Auflage. Preis 0,70 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Arbeitslosenversicherung und Krankenkassen. Von G. Wasewitz, Bürodirektor der AOKK.

der Stadt Berlin. 2. Auflage Preis 0,80 RM., für Nichtbezieher 1,60 RM.

Die Unfallversicherung, insbesondere ihre Durchführung mit Unterstützung der Krankenkassen und

die Regelung der Ersatzansprüche. Von Hermann Kohn, stellvertretender Vorsitzender der

landesversicherungsanstalt Berlin. 2. Auflage. Preis 0,80 RM., für Nichtbezieher 1,«S0 RM.

Die Reichsknappschaft, ihr Werden und Wesen. Von Georg Wifimonn, Direktor der Reichs¬

knappschaft zu Berlin. Preis 0,50 RM., für Nichtbezieher 1,— RM.

Das Versicherungswesen in seiner Entwicklung mit besonderer Berücksichtigung dor Sozialversiche¬

rung. Von Harald von Waldheim, Dipl.-Versicherungsverstöndiger. Preis 0,60 RM., für

Nichtbezieher 1,20 RM.

Begriffe der Krankenversicherung. Von Fritz Okraß, Berlin. (Neuauflage in Vorbereitung!

Das Verfahren in der Sozialversicherung. Von Ministerialrat von Geldern, Berlin. Preis

070 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Das Rüdegriffsrecht der Sozialversicherungsträger im Rahmen des Haftpflichtrechtes. Von Rechts¬

anwalt Dr. jur. Ernst L e f f m o n n
,

Berlin. Preis 0,«S0 RM., für Nichtbezieher 1,20 RM.

Das Verhältnis der Krankenkassen zu den Heilberufen. Von Regierungsdirektor Dr. Hassen-

stein, Stettin. Neubearbeitet von Fritz O k r a 6
,
Geschäftsführer des Hauprverbandes deutscher

Krankenkassen. Preis 0,50 RM., für Nichtbezieher 1,— RM.

Das Beitragswesen der Krankenkassen. Von Gustav Wasewitz, Bürodirektor der AOKK. der

Stadt Berlin. Preis 0,70 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Die Heilbehandlung der Versorgungsberechtigten durch die Krankenkassen und Aerzte. Von

Geheimrat Dr. Hermann Schulz. Direktor des Hauptversorgungsamts Schlesien, und Regierungs¬

sekretär Kurt Klose, Breslau. 2. Auflage. Preis 0,70 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Die Krankenaufsicht. Von Albert B r u h n s
, Angestellter der AOKK. Breslau, und Dr. med.

Carl Jacobs, Vertrauensarzt der AOKK. Breslau. Preis 0,40 RM., für Nichtbezieher 0,80 RM.

Die Angestelltenversicherung. Von Arthur T h a n
, Abteilungsleiter bei der AOKK. Leipzig. Preis

070 RM
,

für Nichtbezieher 1,40 RM.

Die Beziehungen der sozialen Versicherung zur öffentlichen Fürsorge. Von Friedrich Kleeis,

Bürgermeister in Aschersleben. Preis 0,70 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Zwangsbeitreibung durch dio Krankenkassen und din Kassenverbande. Von Gustav Wase¬

witz, Bürodirektor der AOKK. der Stadt Berlin. Preis 070 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Das Strafrecht in der Sozialversicherung. Von Dr. F. Bothe, Senatspräsident beim Reichs¬

versicherungsamt, Berlin. Preis 070 RM., für Nichtbezieher 1,40 RM.

Die Beziehungen zwischen Kranken- und Invalidenversicherung. Von Regierungsrat R. Fette,

Stuttgart. Preis 0,60 RM., für Nichtbezieher 1,20 RM.

Aufbau und Organisation der Träger der Krankenversicherung. Von Hans Adolf Aye,

Halle (Saale). Preis 0,70 RM., für Nichtbezieh«*r 1,40 RM.

Selbstverwaltung, Aufsicht und Wahlen in der Sozialversicherung. Von Fritz O k r a 6
,

Berlin.

Preis 0,50 RM., für Nichtbezieher 1,— RM.

Das Prüfungswesen tur die Angestellten der Krankenkassen. Von Erich Kilian, Verwaltungsdirektor

der AOKK. für die Stadt Hannover, und Dr. phil. Harald vonWaldheim, Berlin. Preis 0,80 RM.,

für Nichtbezieher 1,60 RM.

Rechnungsführung und Verwaltung «der Mittel der Krankenkassen. Von Georg H e y m a n n
,
Ge¬

schäftsführer äer AOKK. Frankenberg i. Sa. Preis 0,60 RM
,

für Nichtbezieher 1,20 RM.

Die Schriftenreihe wird fortgesetzt.

Bestellen Sie bitte sefer1 bei der

BUCHHANDLUNG DER WARTE, Berlin W57, Potsdamer StraBe 75

Postscheckkonto 11931 Berlin (Emil Wucher)


